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Sehr geehrter Herr Nationalratspréasident
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Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Nationalratspréasident, sehr geehrter Herr
Standeratspréasident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

17. Mai 2017 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates
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Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Ubersicht

Es wird beantragt, den Notenaustausch zwischen der Schweiz und der Europdi-
schen Union betreffend die Ubernahme der Verordnung EU 2016/1624 iiber die
Europiiische Grenz- und Kiistenwache, die eine Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstands darstellt, zu genehmigen. Mit der Ubernahme dieser Verordnung
setzt die Schweiz die Beteiligung an den Aktivititen von Frontex fort, die weiter-
gehende Kompetenzen bei der Uberwachung der Aussengrenzen des Schengen-
Raums und bei der Riickkehr von rechtswidrigen Aufenthaltern aus Drittstaaten
im Schengen-Raum erhiilt.

Ausgangslage

Im Jahr 2015 war die Europdische Union (EU) an ihren Aussengrenzen mit ausser-
gewdhnlichen Herausforderungen konfrontiert, weil zwischen Januar und November
schdtzungsweise 1,5 Millionen Menschen die Grenzen illegal iiberschritten haben.
Das Ausmass des Zustroms von Migrantinnen und Migranten in die EU und die
dadurch ausgeldste Sekunddrmigration haben deutlich gemacht, dass die auf Ebene
der EU und der Schengen-Staaten vorhandenen Strukturen den Herausforderungen
eines solchen Zustroms nicht gewachsen sind. In einem Raum ohne Binnengrenzen
wirkt sich die illegale Einwanderung von Fliichtlingen sowie von Migrantinnen und
Migranten, die die Aussengrenzen eines Schengen-Staats iiberschreiten, auf alle
iibrigen Staaten aus. Aufgrund der erheblichen Sekunddrmigration sahen sich
mehrere Schengen-Staaten veranlasst, an den Binnengrenzen wieder Grenzkontrol-
len einzufiihren. Dies stellt das Funktionieren und den Zusammenhalt des Schengen-
Raums auf eine harte Probe.

Das Europdische Parlament und der Rat haben deshalb am 14. September 2016 die
Verordnung (EU) 2016/1624 iiber die Europdische Grenz- und Kiistenwache verab-
schiedet und der Schweiz am 22. September 2016 notifiziert. Der Bundesrat hat am
12. Oktober 2016 die Ubernahme dieser Schengen-Weiterentwicklung unter Vorbe-
halt der Erfiillung der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen gemdss Artikel 7
Absatz 2 Buchstabe b des Schengen-Assoziierungsabkommens (SAA) gutgeheissen.

Die Europdische Grenz- und Kiistenwache (Europdische Grenzwache) besteht zum
einen aus der Europdischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache (Agentur),
welche die Agentur fiir die operative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen
(Frontex) ablést, wobei die Kurzform Frontex beibehalten wird, und zum andern aus
den fiir die Grenzverwaltung zustindigen nationalen Behdrden (einschliesslich
Kiistenwachen). Die Schaffung einer europdischen Grenz- und Kiistenwache ist Teil
eines umfassenden Massnahmenpakets fiir eine integrierte Grenzverwaltung an den
EU-Aussengrenzen, um migrationsbedingte Herausforderungen wirksam zu bewdl-
tigen und ein hohes Mass an Sicherheit innerhalb der EU unter Wahrung der Frei-
ziigigkeit zu gewdhrleisten.

Die Schweiz ist durch das Grenzwachtkorps (GWK) seit 2011 aktiv an Frontex und
ihren Operationen beteiligt und ist im Frontex-Verwaltungsrat vertreten.
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Inhalt der Vorlage

Der zu genehmigende Notenaustausch bezweckt die Ubernahme der Verordnung
(EU) 2016/1624 iiber die Europdische Grenz- und Kiistenwache. Die neue Verord-
nung stattet die Agentur mit erweiterten Kompetenzen aus. So ist die Schaffung eines
der Agentur zur Verfiigung stehenden Soforteinsatzpools von 1500 Grenzschutz-
expertinnen und —experten vorgesehen. Die Agentur soll die Moglichkeit erhalten,
Schwachstellenbeurteilungen der Schengen-Staaten vorzunehmen. Ausserdem soll
sie — als letztes Mittel und auf Beschluss des Rates — in Situationen, in denen drin-
gendes Handeln geboten ist, in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Staat Sofort-
massnahmen an den Aussengrenzen der Schengen-Staaten ergreifen kénnen. Die
Rolle der Agentur im Riickkehrbereich wird ebenfalls verstdirkt. Die Agentur wird
unter anderem die Aufgabe haben, die Schengen-Staaten durch die Finanzierung
von Sammelfliigen, aber auch durch die Organisation eigener Riickkehraktionen aus
ersuchenden Schengen-Staaten oder ab Bremnpunkten (Hotspot-Gebiete) zu unter-
stiitzen. Das Budget und das Personal der Agentur werden verstdirkt.

Diese Neuerungen haben Anpassungen des Bundesgesetzes iiber die Auslinderinnen
und Auslinder, des Bundesgesetzes iiber die kriminalpolizeilichen Zentralstellen des
Bundes und gemeinsame Zentren fiir Polizei- und Zollzusammenarbeit mit anderen
Staaten und des Zollgesetzes zur Folge.
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Botschaft
1 Grundziige der Vorlage
1.1 Ausgangslage

Im Jahr 2015 war die Europiische Union (EU) an ihren Aussengrenzen ausseror-
dentlichen Herausforderungen ausgesetzt, weil zwischen Januar und November
schitzungsweise 1,5 Millionen Menschen die Grenzen illegal iiberschritten haben .
Das Ausmass des Zustroms von Migranten in die EU und die dadurch ausgeloste
Sekundédrmigration haben deutlich gemacht, dass die auf Ebene der EU und der
Schengen-Staaten vorhandenen Strukturen den Herausforderungen eines solchen
Zustroms nicht gewachsen sind. In einem Raum ohne Binnengrenzen wirkt sich die
illegale Einwanderung von Fliichtlingen sowie von Migrantinnen und Migranten, die
die Aussengrenzen eines Schengen-Staats iiberschreiten, auf alle iibrigen Staaten
aus. Aufgrund der erheblichen Sekundirmigration sahen sich mehrere Schengen-
Staaten veranlasst, an den Binnengrenzen wieder Grenzkontrollen einzufiihren. Dies
stellt das Funktionieren und den Zusammenhalt des Schengen-Raums auf eine harte
Probe.

Die Europidische Kommission (Kommission) hat deshalb am 15. Dezember 2015 ein
umfassendes Massnahmenpaket flir einen besseren Schutz der Aussengrenzen der
EU und den Schutz des Schengen-Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen
vorgelegt. Mit der Einfilhrung eines integrierten Schutzes der Aussengrenzen sollen
migrationsbedingte Herausforderungen wirksam bewiltigt und ein hohes Mass an
Sicherheit innerhalb der EU gewahrleistet werden.

Die Kommission hat einen Vorschlag fiir eine Verordnung zur Einflihrung einer
europdischen Grenz- und Kiistenwache! (Verordnung) erarbeitet, der den Schenge-
ner Grenzkodex (SGK)? dndert und mit dem die Frontex-Verordnung3, die Rabit-
Verordnung# und die Entscheidung 2005/267/EG des Rates der Européischen Union
(Rat)5 aufgehoben werden. Mit der Verordnung soll eine Europdische Grenz- und

1 Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die
Europdische Grenz- und Kiistenwache und zur zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 2007/2004, der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 und der Entscheidung 2005/267/EG
des Rates, KOM (2015) 671 endg.

2 Verordnung (EU) 2016/399 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Mérz
2016 iiber einen Gemeinschaftskodex flir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen
(Schengener Grenzkodex) (kodifizierter Text), ABL. L 77 vom 23.3.2016, S. 1.

3 Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 zur Errichtung einer
Europiischen Agentur fiir die operative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen der Mit-
gliedstaaten der Europdischen Union, ABI. L 349 vom 25.11.2004, S. 1.

4 Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli
2007 iiber einen Mechanismus zur Bildung von Soforteinsatzteams fiir Grenzsicherungs-
zwecke und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates hinsichtlich
dieses Mechanismus und der Regelung der Aufgaben und Befugnisse von abgestellten
Beamten, ABI. L 199 vom 31.7.2007, S. 30.

5 Entscheidung 2005/267/EG des Rates vom 16. Mérz 2005 zur Einrichtung eines sicheren
webgestiitzten Informations- und Koordinierungsnetzes fiir die Migrationsbehorden der
Mitgliedstaaten, ABI. L 83 vom 1.4.2005, S. 48.
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Kiistenwache (Europdische Grenzwache) geschaffen werden. Diese soll zum einen
aus der Europédischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache (Agentur), welche
die Agentur fir die operative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen (Frontex)
ablost, wobei die Kurzform Frontex beibehalten wird, und zum andern aus den fiir
die Grenzverwaltung zustindigen nationalen Behdrden (einschliesslich Kiistenwa-
chen) bestehen.

Die Frage gemeinsamer Standards und der Rolle von Frontex standen in den letzten
Jahren regelmissig zur Debatte. In der Rede zur Lage der Union kiindigte Kommis-
sionsprésident Jean-Claude Juncker im September 2015 die Schaffung einer europi-
ischen Grenz- und Kiistenwache an, die auch Teil des Massnahmenplans der Euro-
pdischen Migrationsagenda ist. Zudem soll dem Erfordernis verstirkter Sicher-
heitskontrollen an den EU-Aussengrenzen entsprochen werden, wie dies von den EU
Innenministern am 20. November 2015 nach den Attentaten in Paris vom
13. November 2015 gefordert wurde.

Zur Erreichung dieser Ziele stattet die neue Verordnung die Agentur mit erweiterten
Kompetenzen aus. So ist die Schaffung eines der Agentur zur Verfiigung stehenden
Soforteinsatzpools von 1500 Grenzschutzexpertinnen und -experten vorgesehen. Die
Agentur soll die Méglichkeit erhalten, Schwachstellenbeurteilungen der Schengen-
Staaten vorzunehmen. Ausserdem soll sie — als letztes Mittel und auf Beschluss des
Rates — in Situationen, in denen dringendes Handeln geboten ist, in Zusammenarbeit
mit dem betreffenden Staat Sofortmassnahmen an den Aussengrenzen der Schengen-
Staaten ergreifen konnen. Die Rolle der Agentur im Riickkehrbereich von rechtswid-
rigen Aufenthaltern aus Drittstaaten wird ebenfalls verstarkt. Die Agentur wird unter
anderem die Aufgabe haben, die Schengen-Staaten durch die Finanzierung von
Sammelfliigen, aber auch durch die Organisation eigener Riickkehraktionen aus
ersuchenden Schengen-Staaten oder ab Brennpunkten (Hotspot-Gebiete) zu unter-
stiitzen. Das Budget und das Personal der Agentur werden verstarkt.

Die Verordnung (EU) 2016/1624¢ (Verordnung) wurde am 14. September 2016
verabschiedet und der Schweiz am 22. September 2016 notifiziert. Sie stellt eine
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands dar. Die Schweiz ist durch das
Grenzwachtkorps (GWK) seit 2011 aktiv an Frontex und ihren Operationen beteiligt
und ist im Frontex-Verwaltungsrat vertreten.

6 Verordnung (EU) 2016/1624 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
14. September 2016 iiber die Europdische Grenz- und Kiistenwache und zur Anderung
der Verordnung (EU) 2016/399 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Européischen Parlaments und des Rates,
der Verordnung (EG) Nr.2007/2004 des Rates und der Entscheidung des Rates
2005/267/EG, Fassung geméss ABI. L 251 vom 16.9.2016, S. 1.
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1.2 Verlauf der Verhandlungen

Gestiitzt auf Artikel 4 des Schengen-Assoziierungsabkommens (SAA)7 sowie auf
die Artikel 2 und 3 der sogenannten Komitologie-Vereinbarung® mit der EU ist die
Schweiz im Rahmen ihres Mitspracherechts berechtigt, im Schengenbereich in den
zustindigen Arbeitsgruppen des Rates der EU und in den Ausschiissen mitzuwirken,
welche die Europdische Kommission bei der Ausiibung ihrer Durchfiihrungsbefug-
nisse unterstiitzen (Komitologie-Ausschiisse). Sie kann insbesondere Stellung neh-
men und Anregungen anbringen. Uber ein Stimmrecht verfiigt die Schweiz jedoch
nicht (vgl. Art. 7 Abs. 1 SAA bzw. Art. 5 Abs. 1 Komitologie-Vereinbarung).

Auf ausdriicklichen Wunsch der Minister der Schengen-Staaten wurde die Priifung
des Vorschlags anfangs Jahr vorangetrieben. Im ersten Halbjahr 2016 fanden unter
niederlandischer Ratsprésidentschaft mehrere Sitzungen in Briissel, Luxemburg und
Amsterdam statt. Die Beratungen wurden in den zustdndigen Arbeitsgruppen des
Rates, in der Arbeitsgruppe Grenze (Expertenstufe), im Strategischen Ausschuss fiir
Einwanderungs-, Grenz- und Asylfragen (SCIFA, hohe Beamtenstufe), im Aus-
schuss der Standigen Vertreter der Mitgliedstaaten (COREPER, Botschafterstufe)
und im Rat der Justiz- und Innenminister (JI-Rat, Ministerebene) gefiihrt. Diese
Gremien tagten als gemischter Ausschuss (COMIX), das heisst im Beisein der
Vertreterinnen und Vertreter der bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung
des Schengen-Besitzstands assoziierten Staaten (assoziierte Staaten). Die Vertrete-
rinnen und Vertreter des Bundes und der Kantone konnten ihre Haltung zum Ver-
ordnungsentwurf im Rahmen dieser Sitzungen aktiv einbringen.

Dazu ist anzumerken, dass der erste Verordnungsentwurf weite Kompetenzen fiir die
Agentur und die Kommission namentlich in Bezug auf Sofortmassnahmen an den
Aussengrenzen eines Schengen-Staates vorsah. Aufgrund der Stellungnahme ver-
schiedener Léander, unter anderem der Schweiz, wurden diese Kompetenzen im
Hinblick auf grossere Legitimation und eine verstirkte Rolle der Schengen-Staaten
auf den Verwaltungsrat der Agentur bzw. den Rat i{ibertragen. Dadurch ergeben sich
weitere Mitsprachemoglichkeiten fiir die Schweiz. Ausserdem wurde prézisiert,
welches die Folgen sind, wenn ein Schengen-Staat einem Entscheid der Agentur
oder des Rates liber notwendige Massnahmen an seinen Aussengrenzen nicht nach-
kommt. So kann der Rat der Europdischen Union (Rat) in Anwendung von Arti-
kel 29 des SGK den Schengen-Staaten die Wiedereinfithrung der Grenzkontrollen an
den Binnengrenzen (Art. 199) empfehlen. Mit dieser Prézisierung konnten die Vor-
behalte verschiedener Schengen-Staaten (darunter der Schweiz) aufgehoben und
sichergestellt werden, dass die Agentur in keinem Fall ohne die Zustimmung eines

7 Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der
Européischen Union und der Européischen Gemeinschaft iiber die Assoziierung dieses
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands,
SR 0.362.31.

8 Vereinbarung vom 22. September 2011 zwischen der Européischen Union sowie der
Republik Island, dem Fiirstentum Liechtenstein, dem Konigreich Norwegen und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Beteiligung dieser Staaten an der Arbeit der
Ausschiisse, die die Européische Kommission bei der Ausiibung ihrer Durchfiihrungsbe-
fugnisse in Bezug auf die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-
Besitzstands unterstiitzen, SR 0.362.11.

9 Wo nicht anders vermerkt, handelt es sich um die Artikel der Verordnung.
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Schengen-Staats Grenzschutzexpertinnen und -experten an dessen Aussengrenzen
entsenden kann.

Auch vom urspriinglichen Schliissel fiir die Beteiligung der Schengen-Staaten am
Soforteinsatzpool wurde abgesehen. Der vorgesehene Anteil von zwei bis drei
Prozent des Grenzwachtpersonals trug den verschiedenen Struktur- und Organisati-
onsformen des Grenzschutzes in den Schengen-Staaten zu wenig Rechnung.
Schliesslich wurde die Beteiligung nach Absprache zwischen den Schengen-Staaten
und der Ratsprisidentschaft in bilateralen Gespriachen festgelegt. Die Schweiz hat
sich zur Bereitstellung von 16 Grenzschutzexpertinnen und experten verpflichtet;
diese dem Umfang ihrer Grenzwache und der Art ihrer Grenzen angemessene Betei-
ligung entspricht 0,8 Prozent des GWK-Bestands.

Die Artikel betreffend Riickkehraufgaben (Art. 27-33) wurden auf Expertenniveau
unabhingig vom restlichen Verordnungstext im Rahmen der Arbeitsgruppe Integra-
tion, Migration und Riickfiihrung (MIGR) sowie von Sitzungen der JI-Referentinnen
und -Referenten besprochen. Die Schweiz konnte ihre Kommentare sowohl miind-
lich, an den Sitzungen, als auch schriftlich einreichen. Diese wurden zum Grossteil
aufgenommen und in die Verordnung integriert. Am meisten diskutiert wurde dabei
die Frage, wie die Schengen-Staaten angerufen werden sollen, zum européischen
Pool beizutragen.

Um den Fortschritt der Arbeiten und Einigungen im Grundsatz zu einzelnen Teilen
des Entwurfs auf Ratsstufe festzuhalten, hat die Ratspridsidentschaft dem
COREPER-Ausschuss regelmdssig Kompromissvorschlige unterbreitet. An der
COREPER-Sitzung vom 6. April 2016 hiessen die Schengen-Staaten die Einigung
iiber den Kompromiss des Rates gut und beauftragten die Ratsprésidentschaft, so
rasch wie moglich Verhandlungen mit dem Européischen Parlament aufzunehmen.

Das Europdische Parlament priifte in der Folge den ersten Vorschlag der Kommis-
sion vom 15. Dezember 2015 und reichte verschiedene Anderungsvorschlige ein,
die im Trilog zwischen Rat, Europdischem Parlament und Ratsprasidentschaft
intensiv verhandelt wurden. Das Parlament forderte insbesondere eine jédhrliche
Schwachstellenbeurteilung und die Entsendung von Verbindungspersonen in sdmtli-
che Schengen-Staaten, auch solche ohne See- oder Landaussengrenze. Nachdem
verschiedene Staaten, darunter die Schweiz, interveniert hatten, kam das Parlament
auf seine Position zuriick. Am COREPER vom 22. Juni 2016 konnte schliesslich ein
globaler Konsens gefunden werden.

Die Verordnung wurde am 14. September 2016 mit der Unterzeichnung des entspre-
chenden Rechtsakts durch die Prédsidenten des Europdischen Parlaments und des
Rates formell genehmigt.
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1.3 Verfahren zur Ubernahme der Weiterentwicklungen
des Schengen-Besitzstands

Gestiitzt auf Artikel 2 Absatz 3 SAA hat sich die Schweiz grundsitzlich verpflichtet,
alle Rechtsakte, welche die EU seit der Unterzeichnung des SAA am 26. Oktober
2004 als Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands erlassen hat, zu {iberneh-
men und soweit erforderlich in das Schweizer Recht umzusetzen.

Artikel 7 SAA sieht ein spezielles Verfahren fiir die Ubernahme und Umsetzung von
Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands vor. Zunichst notifiziert die EU
der Schweiz «unverziiglich» die Annahme eines Rechtsaktes, der eine Weiterent-
wicklung des Schengen-Besitzstands darstellt. Danach verfiigt der Bundesrat iiber
eine Frist von dreissig Tagen, um dem zustdndigen Organ der EU (Rat der EU oder
Kommission) mitzuteilen, ob und gegebenenfalls innert welcher Frist die Schweiz
die Weiterentwicklung iibernimmt. Handelt es sich wie vorliegend um einen Rechts-
akt des Rats der EU und des Europédischen Parlaments, lduft die dreissigtdgige Frist
ab der Annahme des Rechtsakts durch die EU (Art. 7 Abs. 2 Bst. a SAA).

Soweit die zu tibernehmende Weiterentwicklung rechtlich verbindlicher Natur ist,
bilden die Notifizierung durch die EU und die Antwortnote der Schweiz einen
Notenaustausch, der aus Sicht der Schweiz einen volkerrechtlichen Vertrag darstellt.
Im Einklang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben muss dieser Vertrag entweder
vom Bundesrat oder vom Parlament und, im Fall eines Referendums, vom Volk
genehmigt werden.

Die zur Ubernahme anstehende Verordnung ist rechtsverbindlich und hebt drei EU-
Verordnungen und zwei EU-Entscheidungen auf, die von der Schweiz mittels No-
tenaustausch bereits {ibernommen worden sind. Die Ubernahme der vorliegenden
EU-Verordnung muss deshalb mittels Abschluss eines Notenaustauschs erfolgen.

Ist wie vorliegend die Bundesversammlung flir die Genehmigung des Notenaus-
tauschs zustdndig, muss die Schweiz der EU in ihrer Antwortnote mitteilen, dass die
betreffende Weiterentwicklung fiir sie erst «nach Erfiillung ihrer verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen» rechtsverbindlich wird (Art. 7 Abs. 2 Bst. b SAA). Ab der
Notifizierung des Rechtsaktes durch die EU verfiigt die Schweiz fiir die Ubernahme
und Umsetzung der Weiterentwicklung iiber eine Frist von zwei Jahren. Innerhalb
dieser Frist muss auch eine allféllige Referendumsabstimmung stattfinden.

Ist das innerstaatliche Verfahren abgeschlossen und sind alle verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen im Hinblick auf die Ubernahme und Umsetzung erfiillt, so unter-
richtet die Schweiz den Rat und die Kommission unverziiglich in schriftlicher Form
hieriiber. Wird kein Referendum ergriffen, erfolgt diese Mitteilung unverziiglich
nach Ablauf der Referendumsfrist.

Im vorliegenden Fall erfolgte die formelle Verabschiedung der Verordnung am
14. September 2016 mit der Unterzeichnung durch die Présidenten des Européischen
Parlaments und des Rates. Die Verordnung wurde der Schweiz anschliessend am
22. September 2016 notifiziert. Die Frist fiir die Ubernahme und Umsetzung der
Verordnung beginnt somit am 22. September 2016 zu laufen und endet am
26. September 2018.
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Der Bundesrat hat am 12. Oktober 2016 die Ubernahme der Verordnung unter
Vorbehalt der Erfiillung der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen gutgeheissen
und am 14. Oktober 2016 dem Rat der EU seinen Beschluss notifiziert.

Eine allfillige Nichtiibernahme einer Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands
wiirde im &dussersten Fall die Beendigung der Zusammenarbeit von Schengen insge-
samt, und demzufolge auch von Dublin, nach sich ziehen (Art. 7 Abs. 4 SAA).

14 Kein Verhandlungsbedarf bei der
Zusatzvereinbarung

Da die Schweiz nicht Mitglied der EU ist, wurde am 30. September 2009 eine Zu-
satzvereinbarung!? zwischen der Schweiz und dem Fiirstentum Liechtenstein einer-
seits und der EU andererseits abgeschlossen. Sie legt die Modalitéten fiir die Beteili-
gung an den Tétigkeiten von Frontex und die Einsitznahme in ihren Organen fest.
Die Bestimmungen betreffen insbesondere den Umfang der Beteiligungsrechte der
assoziierten Staaten (Stimmrecht im Verwaltungsrat), die finanzielle Beteiligung an
Frontex und die Bedingungen fiir die Anstellung von Schweizer Staatsangehorigen
bei Frontex. Hinzu kommen einige iibliche Zusatzbestimmungen zur Rechtsstellung
von Frontex in der Schweiz, Privilegien und Immunititen sowie der Haftung.

Indem die Agentur die Rechtspersonlichkeit von Frontex beibehilt, bleibt die Zu-
satzvereinbarung giiltig und wirksam. In Erwagung 64 und Artikel 67 Absatz 4 der
Verordnung wird im Ubrigen auf die Beteiligung und das Stimmrecht der assoziier-
ten Staaten verwiesen.

In Anbetracht der Erweiterung des Frontexmandats wurde die Frage einer Neuver-
handlung der Zusatzvereinbarung insbesondere in Bezug auf den Umfang der
Stimmrechte gepriift.

Aus den Griindungsvertrdgen der EU ergibt sich, dass es grundsatzlich nicht zulédssig
ist, Nichtmitgliedern der EU Stimmrechte in rechtsetzenden und budgetdren Fragen
zu gewidhren, was die Bereiche einschriankt, in denen die Schweiz ihr Stimmrecht
fordern kann. Zudem verfiligt die Schweiz bei Entscheiden zu operativen Fragen im
Zusammenhang mit der Durchfiihrung bestimmter Massnahmen an den Aussengren-
zen und mit der Bereitstellung von Personalressourcen und/oder Ausriistung durch
die Schweiz bereits iiber ein Stimmrecht bei Frontex. Das in Artikel 2 der Zusatz-
vereinbarung festgelegte Stimmrecht wird — direkt oder sinngeméss — auch fiir die
Tatigkeiten der neuen Agentur gelten.

Was den Finanzbeitrag fiir die neue Agentur anbelangt, so bleibt die Berechnungsart
nach Artikel 2 Absatz 1 der Zusatzvereinbarung unverandert.

10 Vereinbarung vom 30. September 2009 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
und dem Fiirstentum Liechtenstein einerseits sowie der Europdischen Gemeinschaft ande-
rerseits zur Festlegung der Modalititen der Beteiligung dieser Staaten an der Europdi-
schen Agentur fiir die operative Zusammenarbeit an den Aussengrenzen der Mitgliedstaa-
ten der Européischen Union; SR 0.362.313.
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In Anbetracht der obigen Ausfithrungen und da die Schweiz aktuell iiber ausrei-
chende Stimmrechte verfiigt, wurde auf die Aufnhahme von Neuverhandlungen iiber
die Zusatzvereinbarung verzichtet.

Einige formelle Fragen, wie die Aufdatierung von Verweisen auf durch die neue
Verordnung ersetzte oder in der Frontex-Verordnung noch nicht bestehende Artikel
(insbesondere zum Stimmrecht nach Art. 1 der Zusatzvereinbarung), werden voraus-
sichtlich in einem Interpretationspapier zwischen der Schweiz und der Kommission
geregelt. Ein Teil ist im Ubrigen bereits durch Artikel 82 Absatz 2 geregelt, wonach
Verweise auf die aufgehobene Frontex-Verordnung als Verweise auf die vorliegende
Verordnung nach Massgabe des Anhangs gelten.

2 Erliuterungen zu den einzelnen Artikeln der
Verordnung

2.1 Wichtigste Neuerungen

Art. 4 Integrierte europdische Grenzverwaltung

Das Konzept der erstmals in einer europdischen Verordnung festgehaltenen inte-
grierten europdischen Grenzverwaltung wird in Artikel 4 beschrieben. Es beinhaltet
verschiedene Komponenten wie Grenzkontrollen, Such- und Rettungseinsétze fiir
Menschen in Seenot, die Analyse des Risikos fiir die innere Sicherheit sowie die
Analyse der Bedrohungen, die die Sicherheit der Aussengrenze beeintrichtigen
konnen; weitere Komponenten sind die Zusammenarbeit auf der Ebene der fiir die
Grenzaufgaben zustdndigen nationalen und européischen Behorden, die Zusammen-
arbeit mit Drittstaaten, die bessere Bekdmpfung illegaler Einwanderung, die Be-
kdmpfung grenziiberschreitender Kriminalitit sowie die Riickkehr von Drittstaats-
angehorigen, gegen die Riickkehrentscheidungen von Schengen-Staaten ergangen
sind.

Art. 5 Gemeinsame Verantwortung

Nach Artikel 5 Absatz 1 wird die integrierte europdische Grenzverwaltung in ge-
meinsamer Verantwortung von der Agentur und den flir die Grenzverwaltung zu-
standigen nationalen Behdrden wahrgenommen, wobei den Schengen-Staaten nach
wie vor die vorrangige Zustindigkeit fiir den Schutz ihres Abschnitts der Aussen-
grenzen zukommt. Artikel 5 Absatz 2 halt weiter fest, dass die Schengen-Staaten
den Schutz ihrer Aussengrenzen in ihrem eigenen Interesse und im Interesse aller
Schengen-Staaten sicherzustellen haben.

Art. 12 Verbindungsbeamte in den Mitgliedstaaten

Nach Artikel 12 Absatz 1 stellt die Agentur mithilfe ihrer Verbindungspersonen eine
regelmissige Uberwachung der Verwaltung der Aussengrenzen aller Schengen-
Staaten sicher. Die Verbindungspersonen fungieren als Schnittstelle zwischen der
Agentur und den fiir die Grenzverwaltung und die Riickkehr zustéindigen nationalen
Behorden. Sie erstatten dem Exekutivdirektor oder der Exekutivdirektorin Bericht
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iber die Lage an den Aussengrenzen und die Fahigkeit des betreffenden Schengen-
Staats, diese Lage im Griff zu behalten, und berichten iiber die Durchfiihrung von
Riickkehraktionen in die jeweiligen Drittstaaten. Ausserdem unterstiitzen die Ver-
bindungspersonen die Sammlung von Informationen, die die Agentur fiir Schwach-
stellenbeurteilungen nach Artikel 13 benétigt, und verfolgen die Massnahmen, die
der Schengen-Staat in Bezug auf eine Situation an den Aussengrenzen ergriffen hat,
in der dringendes Handeln nach Artikel 19 geboten ist. Zur Erfiillung ihrer Aufgabe
erhalten die Verbindungspersonen Informationen aus dem nationalen Koordinie-
rungszentrum geméss der EUROSUR-Verordnung!!.

Es ist nicht vorgesehen, in jeden Schengen-Staat eine Verbindungsperson zu entsen-
den; vielmehr werden diese aufgrund einer Risikoanalyse gezielt eingesetzt. Die
Agentur kann ausserdem entscheiden, dass eine Verbindungsperson fiir bis zu vier
Schengen-Staaten zustéindig ist. Den Entscheid dariiber, in welchen Schengen-
Staaten eine Verbindungsperson eingesetzt wird, sowie iiber die Art und Dauer des
Einsatzes trifft der Verwaltungsrat auf Antrag des Exekutivdirektors oder der Exe-
kutivdirektorin und in Absprache mit dem betreffenden Schengen-Staat (Art. 12
Abs. 2). Dadurch erhélt der Entscheid die notige Legitimation. Ausserdem ist anzu-
merken, dass die Verbindungspersonen der Agentur unterstellt bleiben.

Art. 13 Schwachstellenbeurteilung

Nach Artikel 13 erstellt die Agentur auf der Grundlage eines gemeinsamen
Schwachstellenbeurteilungsmodells und einer Risikoanalyse Schwachstellenbeurtei-
lungen. Sie liberwacht und bewertet, ob die technische Ausriistung, die Systeme, die
Kapazititen, die Ressourcen, die Infrastruktur und das entsprechend geschulte
Personal in den Schengen-Staaten verfiigbar sind, die fiir die Grenzkontrollen erfor-
derlich sind. Artikel 13 Absatz 4 hélt das Ziel der Schwachstellenbeurteilung fest.
Sie soll der Agentur ermdglichen, die Kapazititen und die Bereitschaft der Mitglied-
staaten zur Bewiltigung anstehender Herausforderungen, einschliesslich aktueller
und kiinftiger Bedrohungen und Herausforderungen an den Aussengrenzen, zu
beurteilen.

Die fiir die Beurteilung nétigen Informationen stammen von den betreffenden
Schengen-Staaten und den Verbindungspersonen der Agentur sowie von
EUROSUR. Je nach Beurteilung und Bereitschaft des Schengen-Staats zur Zusam-
menarbeit ist ein Eskalationsmechanismus (Exekutivdirektor oder —direktorin der
Agentur, dann Verwaltungsrat) im Hinblick auf einen verbindlichen Beschluss iiber
die vom jeweiligen Schengen-Staat zu treffenden Massnahmen vorgesehen.

Hierzu ist anzumerken, dass die Schwachstellenbeurteilung — anders als der punktu-
ell stattfindende Schengen-Evaluierungsmechanismus — grundsétzlich, sofern der
Exekutivdirektor oder die Exekutivdirektorin nichts anderes bestimmt, mindestens
einmal jéhrlich stattfindet und somit ein auf Dauer angelegter praventiver Prozess
ist. Die beiden Mechanismen sollten deshalb nicht zu Doppelspurigkeiten fiihren.

11 Verordnung (EU) Nr. 1052/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
22. Oktober 2013 zur Errichtung eines Européischen Grenziiberwachungssystems
(EUROSUR), ABI. L 295 vom 6.11.2013, S. 11.
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Art. 19 Situationen an den Aussengrenzen, in denen dringendes Handeln
geboten ist

Dieser Punkt ist eine der wichtigsten Neuerungen der Verordnung. Frontex-Einsétze
erfolgten bisher nur auf Ersuchen der Schengen-Staaten. Artikel 19 erteilt dem Rat
nun die Kompetenz, auf Antrag der Kommission, mittels Durchfithrungsrechtsakt
einen Beschluss zu erlassen, der die von der Agentur durchzufithrenden Massnah-
men festlegt und die Grundlage bildet, um den betreffenden Schengen-Staat zur
Zusammenarbeit mit der Agentur aufzufordern. Die Mdoglichkeit besteht aber nur,
wenn die Wirksamkeit der Kontrollen an den Aussengrenzen so weit reduziert ist,
dass das Funktionieren des Schengen-Raums gefihrdet ist, weil:

— ein Schengen-Staat nicht die in einem Beschluss des Verwaltungsrats nach
einer Schwachstellenbeurteilung durch die Agentur angeordneten notwendi-
gen Massnahmen ergreift;

— ein Schengen-Staat besonderen und unverhiltnisméssigen Herausforderun-
gen an den Aussengrenzen ausgesetzt ist und entweder nicht um ausreichen-
de Unterstiitzung von der Agentur im Hinblick auf gemeinsame Aktionen
oder Soforteinsdtze an den Aussengrenzen ersucht hat oder nicht die zur
Durchfiihrung dieser Massnahmen erforderlichen Schritte unternimmt.

Kommt ein Schengen-Staat dem Entscheid des Rates nicht nach, siecht der neue
Artikel 19 Absatz 10 die Anwendung des in Artikel 29 SGK vorgesehenen Vorge-
hens vor. Konkret hat der betreffende Staat dem Rat und der Kommission zunéichst
die Griinde fiir die mangelnde Zusammenarbeit darzulegen. Als letztes Mittel kann
der Rat anderen Schengen-Staaten die Wiedereinfiilhrung von Grenzkontrollen an
ihren Binnengrenzen empfehlen. Diese Bestimmung bringt insofern eine wichtige
Kldrung, als die Agentur in keinem Fall ohne Zustimmung eines Schengen-Staats
auf dessen Hoheitsgebiet intervenieren kann. Es handelt sich somit nicht um ein
«Interventionsrecht», wie dies von der Kommission bei der Priasentation ihres Vor-
schlags urspriinglich angekiindigt worden war, sondern um die Umsetzung eines
Gesamtpakets an notwendigen Massnahmen, um das Risiko einer Gefdhrdung des
Schengen-Raums zu vermeiden.

Umsetzung allfilliger Sofortmassnahmen in der Schweiz

Da die Schweiz keine Landes- oder Seeaussengrenze hat und an der Luftgrenze, das
heisst an ihren internationalen Flughéfen, iiber eine gute Grenziiberwachung verfligt
(wie die Schengenevaluationen bestitigen), besteht kaum ein Risiko, von dieser
Massnahme als Ultima Ratio betroffen zu sein.

Im Ubrigen sieht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Zusatzvereinbarung — in Bezug
auf «normale» gemeinsame Aktionen — die Stimmberechtigung der Schweiz im
Frontex-Verwaltungsrat bei Beschliissen iiber besondere Massnahmen an ihren
Aussengrenzen vor; zur Annahme solcher Beschliisse ist ausserdem die Zustimmung
ihrer Vertreterin oder ihres Vertreters im Verwaltungsrat erforderlich (d.h. es besteht
eine Art Vetorecht). In Bezug auf Einsétze nach Artikel 19 kommen diese Bestim-
mungen der Zusatzvereinbarung zwar nicht zur Anwendung, denn sie beziehen sich
auf die Mitsprache im Verwaltungsrat der Agentur, wiahrend Entscheide iiber Mass-
nahmen nach Artikel 19 — weil die grosste politischeLegitimation notwendig ist —
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vom Rat getroffen werden, in welchem die Schweiz zwar Mitsprache und Mitwir-
kung, aber kein Mitentscheidungsrecht hat. Da aber auch EU-Mitgliedstaaten nicht
iiber ein «Vetorecht» in Bezug auf Massnahmen an ihren Aussengrenzen im Sinne
von Artikel 19 verfiigen, wird die Schweiz ihnen gegeniiber hier nicht schlechterge-
stellt. Mit Absatz 10 von Artikel 19 ist in der Praxis im Ubrigen ohnehin sicherge-
stellt, dass ohne Kooperation und damit Zustimmung der Schweiz kein Einsatz der
Agentur an den Aussengrenzen ihres Territoriums stattfinden kann.

Sofortmassnahmen in einem Schengen-Staat mit Schweizer
Grenzschutzpersonal

Wie die anderen Schengen-Staaten muss sich auch die Schweiz iiber die im Rahmen
des Soforteinsatzpools bereitgestellten Grenzschutzexpertinnen und -experten an
Einsétzen auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Schengen-Staates beteiligen. Nach
Artikel 19 kann der betreffende Schengen-Staat die Zusammenarbeit mit der Agen-
tur auch ablehnen. Somit findet kein Einsatz mit Schweizer Grenzschutzpersonal auf
dem Hobheitsgebiet eines Schengen-Staats ohne dessen Zustimmung statt.

Art. 20 Zusammensetzung und Einsatz europdischer Grenz- und
Kiistenwachteams

Nach Artikel 20 Absatz 5 soll ein Soforteinsatzpool von mindestens 1500 Grenz-
schutzexpertinnen und -experten als stdndige Reserve geschaffen werden, die der
Agentur von jedem Schengen-Staat aus innert fiinf Arbeitstagen nach der Genehmi-
gung des Einsatzplans durch die Exekutivdirektorin oder den Exekutivdirektor und
den Einsatzstaat bereitgestellt werden kann. Diese Reserve kann im Rahmen eines
Ersuchens eines Schengen-Staats um Einleitung eines Soforteinsatzes an der Grenze
oder in Situationen, die Sofortmassnahmen der Agentur erfordern, entsandt werden.

Die einzelnen Schengen-Staaten beteiligen sich gemiss Ubersicht im Anhang der
Verordnung am Soforteinsatzpool. Die Beteiligungen wurden auf der Grundlage
bilateraler Gespriache zwischen den einzelnen Schengen-Staaten und der Ratsprési-
dentschaft festgelegt. Die Schweiz hat sich zur Bereitstellung von 16 Grenz-
schutzexpertinnen und -experten verpflichtet; diese Zahl ist dem Umfang ihres
Grenzschutzes und der Art ihrer Grenzen angemessen und entspricht 0,8 Prozent des
GWK-Bestands. Zum Vergleich beteiligen sich unsere Nachbarldnder und die ande-
ren assoziierten Staaten!? wie folgt:

—  Deutschland: 225
—  Frankreich: 170
—  Italien: 125

—  Osterreich: 34

—  Norwegen: 20

— Island: 2

12 Liechtenstein beteiligt sich mit einem angemessen finanziellen Beitrag.
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Ausserdem ist anzumerken, dass der Soforteinsatzpool befristet zum Einsatz kommt
(vgl. Art. 24 der Verordnung). Die 16 GWK-Angehorigen werden somit voraus-
sichtlich nicht gleichzeitig und laufend im Einsatz sein. Vielmehr ist eine Art Pikett-
system einzurichten, um im Rahmen eines Soforteinsatzes an den Aussengrenzen
rasch die erforderlichen Grenzschutzexpertinnen und -experten (hochstens 16)
entsenden zu konnen.

Die Zusammensetzung und der Einsatz europdischer Grenz- und Kiistenwacheteams
sind in Artikel 20 geregelt, der ausser den Bestimmungen zum Soforteinsatzpool die
frithere Verordnung iibernimmt. Dazu ist anzumerken, dass die personelle Beteili-
gung der Schengen-Staaten an gemeinsamen Aktionen jeweils in Absprache zwi-
schen den Schengen-Staaten und der Agentur auf der Grundlage jahrlich stattfinden-
der bilateraler Verhandlungen bestimmt wird. Diese Teams konnen bei Bedarf auch
zur Erginzung des Soforteinsatzpools aufgeboten werden, es sei denn, der Schen-
gen-Staat befindet sich in einer Ausnahmesituation, die die Erfiillung der nationalen
Aufgaben erheblich beeintrdchtigt. Ausserdem ist darauf hinzuweisen, dass fiir die
europdischen Grenz- und Kiistenwacheteams wahrend des Einsatzes wie bisher die
Anweisungen des Einsatzstaates gelten (vgl. Art. 21). Die Agentur trigt wie bis
anhin gewisse Kosten fiir deren Einsatz wie Reise- und Unterbringungskosten, Impf-
und Gesundheitskosten sowie Kosten fiir besondere Versicherungen.

Vorbemerkungen zu den Art. 27 — 33

Die Agentur verfiigt iber neue Kompetenzen im Riickkehrbereich. Sie hat unter
anderem die Aufgabe, die Schengen-Staaten sowohl durch die Finanzierung von
Sammelfliigen als auch durch die Organisation eigener Riickkehraktionen aus ersu-
chenden Schengen-Staaten oder ab Brennpunkten (Hotspot-Gebieten) zu unterstiit-
zen.

Die Agentur soll auch europiische Riickkehrpools (Begleitpersonal fiir Riickkehr
und Riickkehrsachverstindige) zur Unterstiitzung von Schengen-Staaten mit Schwie-
rigkeiten beim Vollzug von Riickkehraktionen insbesondere aufgrund zeitweilig
besonderer und unverhéltnisméassiger Herausforderungen bilden konnen.

Es ist vorgesehen, dass die Schengen-Staaten auf Ersuchen der Exekutivdirektorin
oder des Exekutivdirektors entsprechende Personalressourcen zur Verfiigung stellen.

Die Agentur hat zum Ziel, ein ganzheitliches Riickkehrsystem unter Einbezug der
Schengen-Staaten, der Drittstaaten sowie anderer Stakeholder (z. B. UNHCR, IOM
etc.) aufzubauen und entsprechende Synergien zu nutzen.

Die Agentur soll fiir die Durchfiihrung von Sammelriickkehraktionen ab einem oder
mehreren Schengen-Staaten, die zeitweilig besonderen migrationsbedingten Heraus-
forderungen ausgesetzt sind, europdische Riickkehrteams beiziehen konnen. Diese
Aktionen werden in Absprache mit den betreffenden Staaten durchgefiihrt, die
darum ersuchen oder einem entsprechenden Vorschlag der Agentur zustimmen. Die
europdischen Riickkehrteams werden aus Sachversténdigen fiir die Identifikation der
Personen und die Beschaffung von Reisedokumenten sowie aus Begleitpersonen
gebildet. Ein Einsatz auf dem Hoheitsgebiet eines Schengen-Staats kann nur im
Einvernehmen zwischen dem betreffenden Staat und der Agentur erfolgen.
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Der Verwaltungsrat der Agentur legt die Anforderungsprofile sowie die Zahl der fiir
den jeweiligen Pool insgesamt bendtigten Personen fest (Art. 29 Abs. 2, Art. 30
Abs. 2 und Art. 31 Abs. 2).

Der Einsatz von personellen Ressourcen fiir die verschiedenen Pools auf dem Ho-
heitsgebiet eines Schengen-Staats kann nur auf der Grundlage einer Vereinbarung
zwischen dem betreffenden Staat und der Agentur erfolgen. Die Schengen-Staaten
handeln die Anzahl und die Profile der von ihnen bereitgestellten Sachverstdndigen
jéhrlich aus.

Fiir alle Riickkehraktionen, an denen Kinder beteiligt sind, stellt die Agentur Riick-
kehrbeobachterinnen oder -beobachter, Begleitpersonal fiir Riickkehr und Riickkehr-
sachverstidndige mit besonderer Erfahrung im Bereich Kindesschutz bereit.

Eine Schutzklausel sieht vor, dass die Schengen-Staaten die angeforderten Personal-
ressourcen in einer Ausnahmesituation, die die Erledigung nationaler Aufgaben
erheblich beeintrachtigt, nicht bereitstellen miissen. Ein solches Ersuchen muss
mindestens 21 Arbeitstage oder, im Falle eines Soforteinsatzes, mindestens
5 Arbeitstage vor dem geplanten Einsatz gestellt werden.

In der Schweiz kdme die Bereitstellung von Personalressourcen den Kantonen
(Begleitpersonal) und dem Staatssekretariat fiir Migration ([SEM] (Riickkehrsach-
verstindige) zu sowie unabhingigen Dritten, die als Sachverstindige mit der Uber-
wachung der Riickkehr beauftragt sind. Auf nationaler Ebene iibt derzeit die Natio-
nale Kommission zur Verhiitung von Folter (NKVF) diesen Aufirag aus.

Art. 27 Riickkehr

Die Agentur ist mit der Koordination, Unterstiitzung und Kofinanzierung von Riick-
kehrtatigkeiten im Hinblick auf eine integrierte Riickkehrverwaltung bei freiwilligen
Ausreisen und Riickkehreinsitzen betraut. Sie soll die Identifikation von Drittstaats-
angehorigen und die Beschaffung der notwendigen Reisedokumente erleichtern
sowie die Entwicklung von «Best Practices» unterstiitzen (Abs. 1).

Die technische und operative Unterstiitzung umfasst die Zurverfiigungstellung von
Ubersetzungsdiensten, linderspezifischen Informationen, Hilfe bei der Umsetzung
der Verfahren gemiss der sog. Riickfiihrungsrichtlinie!3 und der Umsetzung der
Massnahmen zur Verhinderung des Untertauchens der zur Riickkehr verpflichtete
Personen (Abs. 2).

Art. 28 Riickkehraktionen

Von den Schengen-Staaten organisierte Sammelflige (z. B. durch das Chartern von
Flugzeugen) werden durch die Agentur koordiniert und kofinanziert.

Dazu melden die Schengen-Staaten ihre vorgesehenen Riickkehraktionen monatlich
an die Agentur unter Angabe der Zahl der zur Riickkehr verpflichteten Personen, der
Destinationen, in welche die Riickkehraktionen erfolgen sollen, sowie der Informa-

13 Richtlinie 2008/115/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember
2008 iiber gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfiihrung
illegal aufhaltiger Drittstaatsangehoriger, ABI. L 348 vom 24.12.2008, S. 98.
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tion, dass die Unterstiitzung durch die Agentur notwendig ist. Gestiitzt darauf erstellt
die Agentur die rollende Planung, um die Riickkehraktionen wenn moglich zu
verbinden.

Die Agentur kann von sich aus oder auf Antrag eines Schengen- oder Drittstaats
Sammelfliige organisieren. Die Riickkehraktionen konnen ab einem Schengen-Staat
oder ab einem Nicht-Schengen-Staat erfolgen (sog. «gemischte Riickkehraktioneny).

Alle Riickkehraktionen haben unter Beriicksichtigung der in der Europiischen
Menschenrechtskonvention vom 4. November 195014 (EMRK) festgelegten Grund-
rechte zu erfolgen. Der Einsatz von Zwangsmitteln muss verhiltnisméssig sein.

Die Riickkehraktionen sind gemiss der Riickfiihrungsrichtlinie (Art. 8 Abs. 6) zu
iberwachen.

Art. 29 Pool von Riickkehrbeobachtern

Es ist vorgesehen, dass sich die Schweiz an diesem Pool beteiligt und fiir diese
Aufgabe unabhingige Beobachterinnen und Beobachter, welche internationale
Riickkehraktionen oder Riickkehreinsétze begleiten, zur Verfiigung stellt. Die Mit-
gliedstaaten haben einen Beitrag an den Pool zu leisten, indem sie Riickkehrbe-
obachterinnen und -beobachter nach dem festgelegten Profil bestimmen Es handelt
sich dabei jedoch nicht um eine absolute Verpflichtung (Art. 29 Abs. 2).

Die Riickkehrbeobachter haben die Aufgabe, Riickkehraktionen im Sinne der Riick-
fiihrungsrichtlinie (Art. 8 Abs. 6) zu iberwachen.

In der Schweiz ist seit Juli 2012 die NKVF zusténdig fiir das sogenannte «Riickfiih-
rungsmonitoring.

Art. 30 Pool von Begleitpersonen fiir die Riickkehr

Die Riickkehraktionen werden durch Polizeieskorten der beteiligten Schengen-
Staaten begleitet (Abs. 1).

Es ist vorgesehen, dass speziell ausgebildete Begleitpersonen der kantonalen Poli-
zeibehorden diese Rolle wahrnehmen werden. Bei den zur Riickkehr verpflichteten
Drittstaatsangehorigen handelt es sich um ausldndische Personen, die eine Wegwei-
sungsverfligung aus einem Schengen-Staat (z. B. Hotspot-Gebiet Italien oder Grie-
chenland in die Tiirkei) erhalten haben (also nicht zwingend aus der Schweiz).

Art. 31 Pool von Riickkehrsachverstéindigen

Die Spezialistinnen und Spezialisten im Bereich Riickkehr leisten Unterstiitzung bei
der Identifikation der zur Riickkehr verpflichteten Drittstaatsangehdrigen und bei der
Beschaffung der fiir die Riickkehr notwendigen Reisedokumente; sie arbeiten hierzu
mit den zustindigen Konsulaten zusammen (Abs. 1).

Fiir die Schweiz werden Riickkehrspezialistinnen und -spezialisten des SEM diese
Rolle wahrnehmen.

14 SR 0.101
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Art. 32 Europiische Riickkehrteams

Aus den Pools nach den Artikeln 29-31 werden europiische Riickkehrteams zu-
sammengestellt.

Art. 33 Riickkehreinsétze

Riickkehreinsétze sollen auf Ersuchen eines Schengen-Staats, der einer Belastung in
Sachen Riickkehr ausgesetzt ist, als Unterstiitzung fiir die nationalen Behdrden zum
Einsatz kommen (Art. 33). Die Agentur soll auch von sich aus einem Schengen-
Staat ihre Unterstiitzung vorschlagen konnen. Der Einsatz des Riickkehrteams
erfolgt nach Absprache mit dem Einsatzstaat und mit den an den Pools beteiligten
Schengen-Staaten.

Die Bestimmungen zu den Ablédufen der Missionen der Agentur und den in diesem
Zusammenhang anfallenden Kosten (Art. 21, 22, 24- 26) gelten ebenfalls flir die
europdischen Riickkehrteams.

Es ist vorgeschen, dass sich die Schengen-Staaten nach einem von der Exekutivdi-
rektorin oder vom Exekutivdirektor vorgeschlagenen und vom Verwaltungsrat
genehmigten Verteilschliissel an den Pools beteiligen.

Art. 38 Technische Ausriistung

Die Artikel 38 (Erwerb oder Leasing technischer Ausriistung) und 39 (Pool fiir
technische Ausriistung) iibernehmen inhaltlich Artikel 7 der Frontex-Verordnung,
der im Sinne der Klarheit in zwei Artikel aufgeteilt wurde. Die Agentur kann kiinftig
technische Ausriistung erwerben oder leasen und fiihrt einen Ausriistungspool ein-
schliesslich fiir Riickkehraktionen nach dem mit der neuen Verordnung erweiterten
Auftrag. Der Ausriistungspool umfasst auch einen Ausriistungspool fiir Soforteinsét-
ze mit einem begrenzten Bestand an Ausriistungsgegenstinden, die fiir Soforteinsét-
ze bendtigt werden.

Die Beteiligung der einzelnen Staaten am Ausriistungspool wird wie bisher auf der
Grundlage jéhrlicher bilateraler Verhandlungen und Vereinbarungen zwischen der
Agentur und den Schengen-Staaten geplant. Die Schengen-Staaten miissen ihre
Ausriistungsgegenstéinde der Agentur fiir einen Einsatz zur Verfiigung stellen, es sei
denn, sie befinden sich in einer Ausnahmesituation, die die Erfiillung nationaler
Aufgaben erheblich beeintrachtigt. Diese Ausnahmeregelung gilt nicht fiir Ausriis-
tungsgegenstinde des Ausriistungspools flir Soforteinsitze.

Art. 44— 50  Datenschutz

Wie bereits nach der heute geltenden Frontex-Verordnung wendet die Agentur bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten die Verordnung (EG) Nr. 45/200115 an.
Diese gilt in Bezug auf Frontex auch fiir die Schweiz (vgl. Art. 3 Abs. 2 der Zusatz-

15 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien
Datenverkehr, ABI. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.

4173


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=celex:32001R0045

BB12017

vereinbarung). Fiir die {ibrigen Bereiche legen Artikel 44-50 der neuen Verordnung
die Regeln fiir den Informationsaustausch und den Datenschutz insbesondere beziig-
lich der Verarbeitung personenbezogener Daten umfassender als bisher geregelt fest.
Artikel 47 hélt fest, welche personenbezogenen Daten durch die Agentur verarbeitet
werden konnen. Kiinftig konnen auch Daten von rechtswidrig eingereisten Personen
bearbeitet werden, die von den europdischen Grenz- und Kiistenwacheteams erfasst
wurden.

Die neue Verordnung hat beschrinkte Auswirkungen auf die Datenmeldung des
SEM bei Riickkehraktionen und -einsédtzen. Das SEM iibermittelt die personlichen
Daten der zur Riickkehr verpflichteten Person sowie der an den internationalen
Riickkehreinsédtzen teilnehmenden Schweizer Sachverstindigen an die Agentur,
soweit diese Daten fiir die Organisation des Riickkehreinsatzes notwendig sind
(Art. 105 des Auslindergesetzes vom 16. Dezember 2005 [AuG]!¢ und neuer
Art. 71a AuG). Personendaten zur Riickkehr verpflichteter Personen werden der
Agentur gestiitzt auf Artikel 47 der Verordnung auf Ersuchen bekannt gegeben.

Art. 54 Zusammenarbeit mit Drittstaaten

Bereits in der heutigen Frontex-Verordnung ist vorgesehen, dass die Agentur mit
Drittstaaten in zu ihrer Tétigkeit gehorenden Bereichen zusammenarbeiten kann.
Artikel 54 Absatz 3 der neuen Verordnung fiihrt insofern eine Neuerung ein, als die
Agentur kiinftig die technische und operative Zusammenarbeit zwischen den Schen-
gen-Staaten und Drittstaaten im Bereich Grenzverwaltung koordinieren und Aktio-
nen an den Aussengrenzen, einschliesslich auf dem Gebiet benachbarter Drittstaaten,
durchfithren kann. Hierzu ist anzumerken, dass in diesem Fall die Beteiligung der
Schengen-Staaten auf freiwilliger Basis erfolgt. Zwischen der EU und dem betref-
fenden Drittstaat wird ein Statusabkommen abgeschlossen, das sdmtliche fiir die
Durchfithrung der Massnahmen erforderlichen Aspekte abdeckt. Die Statusvereinba-
rung legt insbesondere Angaben zum Umfang der Aktion, der zivil- und strafrechtli-
chen Haftung sowie die Aufgaben und die Befugnisse der Teammitglieder fest.

Im Riickkehrbereich ist vorgesehen, dass die Agentur und die Schengen-Staaten die
Riickkehr ausldndischer Staatsangehériger, die von einem Riickkehrentscheid be-
troffen sind, an die Behorden des Herkunftsstaats der Betroffenen iibertragen kon-
nen. Diese Bestimmung ist nicht grundsitzlich neu; einige Schengen-Staaten greifen
bereits auf die Zusammenarbeit mit Drittstaaten im Riickkehrbereich zuriick. Im
Ubrigen deckt die aktuell geltende Frontex-Verordnung die Aspekte der organisato-
rischen und finanziellen Ubernahme dieser Aktionen bereits ab. Die neue Verord-
nung sieht nun vor, dass die Agentur kiinftig von sich aus von Drittstaaten durchge-
fiilhrte Riickkehraktionen organisieren und Schengen-Staaten, die einen dies-
beziiglichen Bedarf aufweisen, eine Teilnahme daran vorschlagen kann. Diese neuen
Bestimmungen der Verordnung betreffen jedoch die Agentur und nicht die Schen-
gen-Staaten und begriinden somit keine neuen Pflichten fiir die Schweiz. Sie verbes-
sern die Unterstiitzungskapazitit der Agentur beim Vollzug der Riickkehraktionen
und -einsétze.

16 SR 142.20
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2.2 Weitere Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand

Artikel 1 errichtet die Europdische Grenz- und Kiistenwache, die auf europdischer
Ebene fiir eine integrierte Grenzverwaltung an den Aussengrenzen sorgen soll, um
das Uberschreiten der Aussengrenzen effizient zu steuern. Dies schliesst die Bewil-
tigung durch Migration bedingter Herausforderungen sowie potenzielle kiinftige
Bedrohungen an diesen Grenzen ein. Gleichzeitig soll zur Bekdmpfung schwerer
Kriminalitdt mit grenziiberschreitender Dimension beigetragen werden und, unter
uneingeschrankter Achtung der Grundrechte und der Wahrung der Freiziigigkeit,
innerhalb der EU ein hohes Mass an Sicherheit gewéhrt werden.

Art. 3 Européische Grenz- und Kiistenwache

Artikel 3 Absatz 1 hilt fest, dass die Europdische Grenzwache zum einen aus der
Agentur und zum andern aus den fiir die Grenzverwaltung zustéindigen nationalen
Behorden der Schengen-Staaten besteht.

Art. 8 Aufgaben

Die umfassenden Aufgaben der Agentur sind in Artikel 8 festgelegt. Dazu gehdren
auch neue Aufgaben wie die Schwachstellenbeurteilung, die Entsendung von Ver-
bindungspersonen zur Uberwachung des Aussengrenzschutzes, die Entsendung von
Teams im Rahmen von Situationen, die Sofortmassnahmen an den Aussengrenzen
erfordern sowie zusitzliche Aufgaben im Riickkehrbereich.

Die Agentur ist ebenfalls beauftragt, auf Beschluss des Verwaltungsrats ein gemein-
sames integriertes Risikoanalysemodell (Art. 11) zu erarbeiten, um die Migrations-
strome in die und innerhalb der EU sowie Trends und sonstige mogliche Herausfor-
derungen an den Aussengrenzen zu beobachten. Sie nimmt die Schwachstellen-
beurteilung vor.

Art. 15 Einleitung von gemeinsamen Aktionen und Soforteinsdtzen zu
Grenzsicherungszwecken an den Aussengrenzen

Nach Artikel 15 konnen die Schengen-Staaten wie bisher die Agentur um die Einlei-
tung gemeinsamer Aktionen namentlich im Zusammenhang mit Bedrohungen an
den Aussengrenzen oder mit Soforteinsdtzen zu Grenzsicherungszwecken ersuchen.
Das Verfahren ist in Artikel 17 geregelt. Insbesondere ist vorgesehen, dass Entsen-
dungen aus dem Soforteinsatzpool innert fiinf Tagen nach der Genehmigung des
Einsatzplans stattfinden. Der Einsatzplan wird zwischen der Agentur und dem
Einsatzstaat bestimmt (vgl. Art. 16), was der heutigen Regelung entspricht.

Art. 18 Teams zur Unterstiitzung der Migrationsverwaltung

Artikel 18 betrifft die Bildung von Teams zur Unterstiitzung der Migrationsverwal-
tung. Formell handelt es sich dabei um eine Neuerung, wobei der Artikel lediglich
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die aktuelle Praxis in Krisengebieten iibernimmt (erkennungsdienstliche Behandlung
mit Identifikation, Registrierung und Befragung von Drittstaatsangehdrigen, Bereit-
stellung von Informationen fiir Personen, die internationalen Schutz benétigen,
sowie technische und operative Unterstiitzung im Riickkehrbereich). Die Teams
umfassen Sachverstindige aus den Bereichen Kindesschutz, Menschenhandel,
Schutz vor geschlechterspezifischer Verfolgung und Grundrechte (Abs. 5).

Art. 34 —-79  Allgemeine Bestimmungen

Ausser den bereits erwdhnten Bestimmungen (Erwerb von technischer Ausriistung
und Ausriistungspool, Datenschutz, Riickkehrbereich) tibernehmen die allgemeinen
Bestimmungen der Verordnung) im Wesentlichen die bisherigen Bestimmungen, die
unter Beriicksichtigung des gemeinsamen Konzepts im Anhang zur gemeinsamen
Erkldrung fiir die dezentralen Agenturen der EU vom 12. Juni 201217 an die neuen
Aufgaben der Agentur angepasst werden.

Die Agentur ist eine Einrichtung der EU, die Rechtspersonlichkeit besitzt (Art. 56
Abs. 1), die sie im Ubrigen von Frontex iibernimmt. Sie hat ihren Sitz weiterhin in
Warschau. Sie verfligt iiber einen Verwaltungsrat, eine Exekutivdirektorin oder
einen Exekutivdirektor, ein Konsultationsforum und eine Grundrechtsbeauftragte
oder einen Grundrechtsbeauftragten (Art. 61).

Der Verwaltungsrat ist das Hauptorgan der Agentur. Seine vielen und wichtigen
Aufgaben sind in Artikel 62 aufgefiihrt. Der Verwaltungsrat setzt sich aus je einem
Vertreter der Teilnehmerstaaten einschliesslich der assoziierten Staaten wie der
Schweiz (Art. 63 Abs. 3) zusammen. Die Verordnung erlésst die wichtigsten Regeln
fiir das Stimmrecht im Verwaltungsrat. Was das Stimmrecht der assoziierten Staaten
anbelangt, so prézisiert Artikel 67 Absatz 4 die bisherige Regelung insofern, als neu
das eingeschrinkte Stimmrecht der assoziierten Staaten wie der Schweiz im Verwal-
tungsrat ausdriicklich erwihnt wird (vgl. dazu vorstehend Ziff. 1.4).

Die Exekutivdirektorin oder der Exekutivdirektor leitet und vertritt die Agentur; sie
oder er nimmt ihre oder seine Aufgaben vollig unabhingig wahr (Art. 68 Abs. 1 und
Art. 56 Abs. 4). Die Aufgaben und Befugnisse der Exekutivdirektorin oder des
Exekutivdirektors sind in Artikel 68 festgehalten. Sie oder er Exekutivdirektor
nimmt an Sitzungen des Verwaltungsrats teil, verfiigt jedoch liber kein Stimmrecht
(Art. 67 Abs. 2).

Mit Artikel 72 wird ein Beschwerdeverfahren eingefiihrt, um die Einhaltung der
Grundrechte bei allen Tatigkeiten der Agentur sicherzustellen und zu kontrollieren.
Es sind zwei Arten von Beschwerdeféllen vorgesehen: zum einen diejenigen, die die
Teammitglieder betreffen (die vom Herkunftsstaat des betreffenden Mitglieds ge-
priift werden) und zum andern solche, die die Agentur betreffen (die vom Exekutiv-
direktor gepriift werden). In beiden Féllen konnen Disziplinarmassnahmen getroffen
werden. Die oder der Grundrechtsbeauftragte wird iiber die Folgemassnahmen
informiert. Anzumerken ist weiter, dass das Beschwerdeverfahren die Moglichkeit
der Betroffenen, sich an die ordentlichen Gerichte zu wenden, unberiihrt ldsst.

17 www.europa.eu > de > Uber die EU > Agenturen der EU > Dezentrale Agenturen >
Politischer Rahmen: dezentrale Agenturen — Reform 2012
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Wie bisher sieht Artikel 75 vor, dass die Einnahmen der Agentur einen Zuschuss der
EU, einen Beitrag der assoziierten Staaten, Gebiihren fiir Dienstleistungen und
freiwillige Beitridge der Mitgliedstaaten umfassen. Hinzu kommen nach Artikel 75
Absatz 1 Buchstabe ¢ Mittel der EU in Form von Ubertragungsvereinbarungen oder
Ad-Hoc-Zuschiissen.

3 Vernehmlassungsergebnis und Haltung des
Bundesrates

Gestiitzt auf Artikel 3 Absatz | Buchstabe ¢ des Vernehmlassungsgesetzes vom
18. Mérz 200518 wurde vom 13. Oktober 2016 bis zum 27. Januar 2017 ein ordentli-
ches Vernehmlassungsverfahren!® durchgefiihrt.

3.1 Allgemeine Bemerkungen zur Vorlage

Von den 43 Vernehmlassungsteilnehmern begriisste die iiberwiegende Mehrheit im
Grundsatz die Ubernahme und Umsetzung der Verordnung (AG, Al, BL, BE, FR,
GE, GL, GR, JU, LU, NE, SH, SZ, SO, SG, TG, UR, VD, ZG, KKJPD, VKM, CVP,
FDP, GPS, SP, Centre Patronal, CHANCE Schweiz, EKM, Fédération des enterpri-
ses romandes, SEK, SGB, SGV). Ein Vernehmlassungsteilnehmer (SVP) sprach
sich ausdriicklich gegen die Ubernahme und Umsetzung der Verordnung aus. Zwei
Vernehmlassungsteilnehmende (SFF, SFH) sprachen sich nur bedingt fiir eine
Ubernahme und Umsetzung aus. Fiinf Vernehmlassungsteilnehmende (OW, NW,
BS, Schweizerische Stiddteverband und ASO) haben auf eine Stellungnahme ver-
zichtet. ZH nimmt indes den Inhalt bzw. die Auswirkung der umzusetzenden Ver-
ordnung auf die kantonalen Polizeikorps zur Kenntnis.

Die Beteiligung der Schweiz an der verstirkten Kontrolle und Uberwachung der
Schengener Aussengrenzen und damit auch am neuen Soforteinsatzpool der Agentur
wird von den Vernehmlassungsteilnehmern (Kantone, Parteien, interessierte Kreise)
nicht bestritten. Im Grundsatz sind sich die Vernehmlassungsteilnehmer einig, dass
die Schweiz ein Interesse daran hat, dass die Schengen-Aussengrenzen angemessen
geschiitzt und iiberwacht werden. Kontrollen von Personen, die diese iiberschreiten,
miissen entsprechend zuverldssig und rechtskonform erfolgen kénnen. Einige Ver-
nehmlassungsteilnehmer begriissen entweder ausdriicklich (wie z. B. CVP, FR, Al)
den von der Schweiz zu leistenden finanziellen und personellen Beitrag oder halten
diesen zumindest fiir vertretbar (BL, SP, FR, VKM, Centre Patronal). Andere wiede-
rum geben zu bedenken, dass der zu leistende personelle Beitrag nicht zu einer
schlechteren Uberwachung der Schweizer Grenzen fiihren diirfe (FDP, SFF, sgv).
Schliesslich weisen einige Vernehmlassungsteilnehmer darauf hin, dass die Kosten
der Beteiligung der Schweiz an Frontex vom Bundesrat im Auge behalten werden
miissen.

18" SR 172.061
19 www.admin.ch > Bundesrecht > Vernehmlassungen > Abgeschlossene Vernehmlassun-
gen > 2016 > EFD
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Haltung des Bundesrates

Eine Anpassung der Vorlage war aufgrund der positiven Stellungnahmen nicht
erforderlich; die Ubernahme dieser Schengen-Weiterentwicklung wird gutgeheissen.

3.1.1 Bemerkungen betreffend Situationen an den
Aussengrenzen, in denen dringendes Handeln
geboten ist

Aus Sicht einiger Vernehmlassungsteilnehmer (FDP, SGB, sgv, SFF und SFH)
diirfe die Ubernahme und Umsetzung der Verordnung nicht dazu fiihren, dass die
Uberwachung der Schweizer Grenzen vermindert wird. Die SFH mdchte dies zum
Anlass nehmen, um die Rolle und die Aufgaben des GWK, die im Zollgesetz vom
18. Mérz 200520 geregelt sind, klarer zu fassen und zu kléren, welche grenzpolizeili-
chen Befugnisse das GWK hat. Aus Sicht der SFH gentigen daher die vorgeschlage-
nen Anderungen in Artikel 92 Zollgesetz nicht, um diesen neuen Aufgaben ausrei-
chend Rechnung zu tragen.

Haltung des Bundesrates

Der Bundesrat sicht keine Veranlassung, die Vorlage zum Anlass fiir eine derart
weitreichende Uberpriifung der Kompetenzen des GWK zu nehmen. Tatsichlich
erhdlt das GWK aufgrund der neuen Verordnung keine neuen grenzpolizeilichen
Kompetenzen. Wie in der Botschaft unter Ziffer 3.1.2 erwihnt, fiihrt die Beteiligung
der Schweiz an der Agentur zu keiner Erhohung des Personalbestands der Eidgends-
sischen Zollverwaltung (EZV).

3.1.2 Bemerkungen zur finanziellen Beteiligung der
Schweiz an die neue Agentur

Zwar sind sich die meisten Vernehmlassungsteilnehmer (wie beispielsweise BL, FR,
SO) sowie die VKM, die CVP, die SP und das Centre Patronal) bewusst, dass die
Erweiterung der Aufgaben der Agentur eine Erhohung der finanziellen Beteiligung
der Schweiz an die Agentur mit sich bringt. Dennoch mahnen einige Vernehmlas-
sungsteilnehmer (BL, VKM, FDP und Fédération des entreprises romandes) aus-
driicklich zur Vorsicht in Zusammenhang mit der zu erwartenden Beteiligungserhd-
hung. Die SVP stimmt dieser Erh6hung nicht zu.

Haltung des Bundesrates

Der Bundesrat ist sich bewusst, dass die Beteiligungskosten der Schweiz in den
néchsten Jahren stark ansteigen werden; er wird die betreffenden Budgetgeschifte
entsprechend kritisch und mit der ndtigen Sorgfalt behandeln. Weiterer Handlungs-
bedarf sieht er hier nicht. Die zu erwartenden Beitragszahlungen sind unter Zif-

20 SR 631.0
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fer 4.1.1 ausfiihrlich erklért; sie werden wie bisher nach dem Verhéltnis des nationa-
len BIP zum BIP aller Teilnehmerlédnder der Agentur berechnet.

3.1.3 Bemerkungen zu den Personalressourcen bei der
EVZ

In der Vernehmlassung zeigten sich FDP sowie SFF, SGB und SGV zwar einver-
standen, dass die Schweiz fiir befristete Einsdtze 16 zusétzliche Grenzschutzexper-
tinnen oder -experten sowie Riickkehrspezialistinnen und -spezialisten bereitstellt.
Jedoch sollte daraus keine personelle Schwichung des Schweizer GWK resultieren
oder die Bekdmpfung des Warenschmuggels an der Schweizer Grenze geschwicht
werden. Auch SZ verlangte, dass die eigenen nationalen Grenziiberwachungsmass-
nahmen weiterhin gewahrleistet bleiben miissten, und zwar ungeachtet einer mogli-
chen Ubernahme der Verordnung. Die FDP und der SGV befiirworteten sodann im
Interesse der offentlichen Sicherheit und zur Bekdmpfung der illegalen Immigration
sogar eine Aufstockung der Ressourcen fiir die Grenzkontrolle.

Haltung des Bundesrates

Im Zuge der Erarbeitung der Vernehmlassungsvorlage ging die EZV noch davon
aus, dass sie eine Beteiligung der Schweiz an der Agentur aus eigener Kraft bewalti-
gen konne und keinen Antrag um Erhoéhung des Personalbestands der EZV stellen
miisse.

Zwischenzeitlich muss diese Lageeinschétzung als zu optimistisch bezeichnet wer-
den. Ab Mitte 2016 fand eine substanzielle Anderung der Migrationslage statt, die
sich seither nicht verdndert hat. Grund dafiir war eine tiefgreifende Verdnderung im
Verhalten der Migrantinnen und Migranten. Wéhrend in fritheren Jahren der grosste
Teil der vom GWK aufgegriffenen rechtswidrigen Aufenthalter um Asyl nachsuch-
te, versuchten im Jahr 2016 die meisten Migrantinnen und Migranten, die Schweiz
lediglich zu durchqueren, um an eine Destination ihrer Wahl in Europa weiterzurei-
sen. Rechtswidrige Aufenthalter, die kein Asylgesuch stellen, miissen unter einem
bilateralen Riickiibernahmeabkommen an den zustidndigen Nachbarstaat — in der
iiberwiegenden Zahl der Félle an Italien — tibergeben werden. Daraus ergeben sich
flir das GWK ein hoherer administrativer Aufwand und die Notwendigkeit, die
Personen ausserhalb der etablierten Asylstrukturen zu betreuen. Die Schweiz will
und muss es vermeiden, zum Transitstaat — namentlich in Richtung Deutschland —
zu werden. Deutschland hat von der Schweiz bereits verstirkte Kontrollen an der
Nordgrenze verlangt.

In Anbetracht der obigen Ausfithrungen wurde eine neue Lagebeurteilung vorge-
nommen. Demnach ist nicht mehr auszuschliessen, dass die Beteiligung der Schweiz
an der Agentur mit den vorgesehenen Ressourcen in Zukunft eine Erhohung des
GWK-Bestands erfordern konnte. Ob dies der Fall ist, wird vom Migrationsdruck
und insbesondere davon abhéngig sein, ob das GWK einem anhaltend hohen Bedarf
fiir die Erfiillung sowohl seiner Beteiligung an der Agentur als auch seiner Aufgaben
auf nationaler Ebene gerecht werden muss. Diese beiden Bedarfsbereiche sind im
Ubrigen nicht gegenliufig, sondern komplementir und miteinander verkniipft. Die
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Herausforderungen, mit denen die Schweiz an den Binnengrenzen konfrontiert ist
(Sekundirmigration), stehen in direktem Zusammenhang mit denen, die die Schen-
gen-Staaten an den Aussengrenzen bewiltigen miissen.

3.2 Bemerkungen zum Riickkehrbereich

Die vorgeschlagenen Anderungen wurden von den Vernehmlassungsteilnehmern
grossmehrheitlich befiirwortet. Die wichtigsten Bemerkungen betreffen die Umset-
zung der Riickkehraktionen der Agentur (Art. 72 E-AuG; Art. 71a und 71a°%).

3.21 Entschidigung der Kantone bei internationalen
Einsiitzen

Die neuen Aufgaben, die den Kantonen im Rahmen der internationalen Riickkehr-
einsédtze nach der Verordnung (EU) 2016/1624 zufallen, stiess bei allen Kantonen
auf Zustimmung. Mehrere Kantone (z. B. BL, FR, GE, JU, SG, SH, TG, VD, ZG)
sowie die Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und —
direktoren (KKJPD) wiesen jedoch darauf hin, dass diese Einsdtze eine Mehrbelas-
tung fiir die kantonalen Polizeikorps darstellen und forderten eine Entschddigung
des Bundes der Kosten fiir polizeiliche Begleitung. In diesem Zusammenhang ver-
langt LU eine Erh6hung der diesbeziiglichen Pauschalentschadigung, oder dass dem
Bund die tatsdchlichen Kosten in Rechnung gestellt werden kdnnen.

Haltung des Bundesrates

Eine Anpassung der Vorlage war aufgrund der positiven Stellungnahmen nicht
erforderlich. Der Bundesrat erinnert daran, dass die Kosten fiir die Entsendung
polizeilicher Begleitung im Rahmen der Einsétze — wie insbesondere die Reisekos-
ten zum und vom Einsatzort und die Unterbringungskosten — von der Agentur iiber-
nommen werden. Der Lohn wird nicht von der Agentur iibernommen. Auch der
Bund richtet keinen Lohn aus. Es wird deshalb gepriift, ob der Bund den Kantonen
fiir die Einsdtze Begleitpauschalen wie bei der schweizerischen Riickreisebegleitung
(Art. 58 Abs. 2 der Asylverordnung 2 vom 11. August 19992! iiber Finanzierungs-
fragen, AsylV 2) ausrichten kann. So kdonnte eine Pauschale von 300 Franken pro
Tag und Begleitperson fiir Riickkehraktionen der Agentur vergiitet werden. Dieser
Beitrag wird in einer Vereinbarung zwischen Bund und Kantonen festgelegt, welche
insbesondere die finanziellen Modalitéten fiir die Bereitstellung von Polizeiangehd-
rigen durch die Kantone (Art. 71a Abs. 3 AuG) regelt.

21 SR 142.312
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3.2.2 Einbezug der KKJPD, der KKPKS und Beitrag der
Kantone an den Pool

Aus Sicht einiger Vernehmlassungsteilnehmer (GE und SH) sollte die KKJPD eine
Mittlerrolle zwischen den Kantonen und dem Eidgendssischen Justiz- und Poli-
zeidepartement (EJPD) bei der Organisation der Entsendung polizeilicher Beglei-
tung spielen. BE, GE und die KKJPD fordern den Einbezug der Konferenz der
Kantonalen Polizeikommandanten (KKPKS), die iiber entsprechende Kenntnisse in
Bezug auf die Qualifikation des Personals fiir diese Art Einsdtze verfiige. Einige
Kantone (BE und GE) stellen die Frage nach den Modalitéten dieser Entsendungen
fiir internationale Einsdtze unter den Kantonen. Namentlich BE schlédgt die Bildung
tiberkantonaler Pools fiir die polizeiliche Begleitung vor, insbesondere um die Quali-
tdt der Ausbildung diese Einsatzkrdfte und ein hohes Mass an Flexibilitit bei der
Mobilisierung sicherzustellen.

Haltung des Bundesrates

Das konkrete Vorgehen bei der Entsendung kantonaler Polizeikriafte wird, wie
gesagt, in einer Vereinbarung mit der KKJPD geregelt. Der vorgeschlagene Einbe-
zug der KKPKS wird begriisst und umgesetzt. In Bezug auf die Modalititen der
Verteilung der Einsatzkrifte unter den Kantonen wird das EJPD mit der KKPKS
priifen, welches Modell den Anforderungen fiir internationale Einsétze am besten
entspricht. Nach Ansicht des Bundesrats ist die Frage, ob ein {iberkantonalen Pool
gebildet werden soll, jedoch nicht ausschliesslich im internationalen Kontext, son-
dern auch im Rahmen der nationalen Strategie des Riickkehrvollzugs zu priifen.
Zudem misst die Agentur der Ausbildung der Einsatzkrifte im internationalen
Riickkehrbereich grosse Bedeutung bei; sie bietet Weiterbildung an, an der auch die
Schweiz teilnehmen kann.

4 Auswirkungen
4.1 Auswirkungen auf den Bund
4.1.1 Finanzielle Auswirkungen

Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe b fiihrt die geltende Regelung weiter, wonach die
assoziierten Staaten einen Beitrag nach den jeweiligen Zusatzvereinbarungen leisten,
in denen der Finanzbeitrag festgelegt ist. Der Schweizer Beitrag wird wie bisher
nach dem Verhéltnis des nationalen BIP zum BIP aller Teilnehmerldnder der Agen-
tur berechnet (vgl. Art. 11 Abs. 3 SAA, der aufgrund des Verweises von Art. 2 der
Zusatzvereinbarung anwendbar ist)22.

Die Struktur, Mittel und Aufgaben der Agentur werden verstérkt. Die Agentur muss
den kiinftigen migrationsbedingten Herausforderungen wirksam begegnen und die

22 Der Anteil wurde fiir 2015 auf 3,85 Prozent und fiir 2016 auf 3,59 Prozent festgesetzt. Ab
2017 diirfte er infolge der angepassten Berechnungsmethode etwas stirker auf 4,4 Prozent
steigen. Der Grund fiir die Anpassung: Da Grossbritannien und Irland nicht dem Schen-
gen-Raum angehoren, werden diese beiden Lénder kiinftig nur zu den Ausgaben der Ak-
tionen beitragen, an denen sie teilnehmen.
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Schengen-Staaten bei ihren Aktionen unterstiitzen kdnnen. Das Budget der Agentur
wird sich entsprechend erhdhen, im Hinblick auf:

die Weiterfiihrung der operativen Massnahmen im Rahmen der gemeinsa-
men Aktionen auf See in grosserem Umfang;

die Weiterfiihrung der Beteiligung der Agentur an Teams zur Unterstiitzung
der Migrationsverwaltung in Brennpunkten (Hotspot-Gebiete);

den Ausbau der Rolle der Agentur im Riickkehrbereich zur Unterstlitzung
der Schengen-Staaten bei Riickkehraktionen sowie in Bezug auf andere Ta-
tigkeiten, die sich aus dem neuen Mandat ergeben, welches der Agentur er-
laubt, ihre Unterstiitzung der Schengen-Staaten namentlich bei der Erleichte-
rung, Organisation und Finanzierung von Riickkehraktionen zu verstéirken;

die Bildung einer operativen Reserve zur Finanzierung der Entsendung des
Soforteinsatzpools und von Riickkehreinsétzen;

den Erwerb, Unterhalt und das Leasing eigener Ausriistung;

Die Wahrnehmung der neuen Aufgaben bei der Zusammenarbeit der Agen-
tur mit der Europdischen Fischereiaufsichtsagentur und der Europdischen
Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs;

die verstirkte Zusammenarbeit der Agentur mit Drittstaaten, einschliesslich
der Beteiligung an operativen Massnahmen mit benachbarten Drittstaaten;

mehr Verbindungspersonen der Agentur in Drittlindern;

den zusidtzlichen Personalbedarf (602 Personen), damit die Agentur ihre
neuen Aufgaben erfiillen kann.

Die Budgeterhhung der Agentur wird sich proportional auf den Schweizer Beitrag
auswirken.

Die folgende Tabelle bietet einen Uberblick iiber das Frontex-Budget und den
Schweizer Beitrag (in Mio. Euro):

Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 2020
Beitrag EU 106.1 133.5 281.3 298.3 3103 3222
Beitrdge Dritter 7.9 14.7 20.7 21.9 22.8 23.7
Budget Frontex?23 114.0 148.2 301.9 320.2 333.1 345.9
Beitrag CH?4 4.6 9.9 12.4* 13.2* 13.7* 14.2*

*Schdtzungen

23 Vorschlag fiir eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates iiber die
Européische Grenz- und Kiistenwache und zur zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 2007/2004, der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 und der Entscheidung 2005/267/EG
des Rates, KOM (2015) 671 endg.; ad Finanzbogen zu Rechtsakten.

24 Auf der Basis eines Wechselkurses von 1.05 fiir 2016 und 1.10 fiir die Folgejahre betrigt
der Beitrag der Schweiz in Schweizer Franken 2016 10,4 Mio., 2017 13,7 Mio., 2018
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Dazu ist anzumerken, dass nach den geltenden finanziellen Modalitéten ein Teil der
Reisekosten des abgerufenen Schweizer Personals von Frontex {ibernommen wird.

Die diesbeziiglichen Erstattungen beliefen sich 2014 auf rund 420 000 Euro, 2015
auf etwas tiber 550 000 Euro und 2016 auf 1,7 Millionen Euro.

Es ist auch darauf hinzuweisen, dass die Erhohung des finanziellen Beitrags, mit
dem sich die Schweiz an der Agentur beteiligt, im Bereich der Riickkehr zu Minder-
ausgaben fiihren wird. So werden beispielsweise bei europdischen Riickkehreinsit-
zen (EU-Sammelfliige) die Flugkosten vollumfénglich durch die Agentur iibernom-
men.

Die Schweiz hat 2014 von Frontex fiir Riickkehraktionen iiber 100 000 Franken,
2015 rund 155 000 Franken und 2016 1,4 Millionen Franken riickvergiitet erhalten.
Die neue Agentur wird noch mehr EU-Sammelfliige finanzieren bzw. selbst organi-
sieren, sodass im Bereich der Riickkehr mit weiteren Einsparungen zu rechnen ist.

Schliesslich wirken sich die Frontex-Einsétze an den Aussengrenzen des Schengen-
Raums auch auf den Migrationsstrom in die Schweiz aus und fiihren zu Minderkos-
ten fiir den Bundeshaushalt, die nicht beziffert werden konnen.

4.1.2 Personelle Auswirkungen

Personelle Auswirkungen bei der EZV

Beim gegenwirtigen Stand fiihrt die Beteiligung der Schweiz an der Agentur zu
keiner Erhohung des Personalbestands der EZV. Idealerweise wird sich die Schweiz
in Zukunft mit Beriicksichtigung der Beanspruchung der Expertinnen und Experten
fiir den Soforteinsatzpool weiterhin im Umfang von 1700 Tagen an den Einsétzen
von Frontex beteiligen. Die Einsatzdauer fiir den Soforteinsatzpool wird vom Her-
kunftsstaat abhdngen, sollte aber 30 Tage nicht {iberschreiten, weshalb die EZV eine
Einsatzdauer von 30 Tagen wie bei den normalen Einsdtzen vorsieht.

Es ist jedoch nicht mehr ganz auszuschliessen, dass die Beteiligung der Schweiz an
der Agentur mit den vorgesehenen Ressourcen in Zukunft eine Erh6hung des GWK-
Bestands notig wird.

Im Falle einer nationalen Krisensituation kann sich die Schweiz zudem auf bestimm-
te Regelungen der Verordnung (Art. 20 Abs. 3 und Abs. 7) berufen, nach denen ein
Schengen-Staat im Falle einer eigenen Ausnahmesituation, die die Erledigung
nationaler Aufgaben erheblich beeintrachtigen wiirde, Frontex entweder keine oder,
im Falle des Pools fiir Soforteinsétze, nur die Hélfte der vereinbarten Personalres-
sourcen zur Verfligung stellen muss.

Das GWK beabsichtigt, den Expertenpool fiir Entsendungen im Rahmen von
Frontex-Einsdtzen in den kommenden Jahren stetig auszubauen. Die Teilnahme der
Expertinnen und Experten an diesem Pool bleibt nach wie vor freiwillig.
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Weiter ist anzumerken, dass derzeit keine Schweizer Grenzschutzexpertinnen und
-experten an die Agentur entsandt sind. Einzig ein Verbindungsoffizier ist entsandt,
der aber dem GWK unterstellt ist. Der Einsatz von stindigem Personal fiir die Agen-
tur ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgesehen.

Auswirkungen im Riickkehrbereich

Die Bereitstellung von Ressourcen im Rahmen der Riickkehraufgaben der neuen
Agentur hat Auswirkungen auf den Bund (SEM) sowie die Kantone (kantonale
Polizeibehdrden).

Die fiir die Bereitstellung von Sachverstindigen fiir die Identifikation und die Be-
schaffung von Reisedokumenten zustdndige Einheit ist das SEM, das die Kantone in
diesem Bereich beim Vollzug der Riickkehrentscheidungen unterstiitzt.

Wie viele SEM-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter auf Abruf der Agentur zu entsen-
den sein werden, héngt von der Migrationslage und der Entwicklung von Jahr zu
Jahr ab und ist deshalb nicht im Voraus bekannt. Die Schweiz wird das Kontingent
an bereitzustellenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jahrlich mit der Agentur
vereinbaren.

Das SEM benétigt nach eigenen Schitzungen zwei Vollzeitstellen zur Erflillung des
Auftrags. .Die Agentur libernimmt sdmtliche Kosten im Zusammenhang mit der
Entsendung dieser Mitarbeitenden. Die Personalbestimmungen des Bundes (Art. 25
Abs. 3bis Bst.a und Art. 104 der Bundespersonalverordnung BPV vom 3. Juli
200125) sehen solche Entsendungen bereits vor und miissen nicht angepasst werden.
Zudem wird der Abschluss einer besonderen Vereinbarung fiir Einsédtze im Ausland
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer empfohlen.

Nach der Anfrage der Agentur hat das SEM drei Wochen Zeit, um die Riickkehr-
sachverstandigen bereitzustellen und in den zu unterstiitzenden Einsatzstaat zu
entsenden.

Schliesslich wird die Schweiz durch die neue Verordnung auch verpflichtet, sich am
europdischen Pool von Riickkehrbeobachtern (Art. 29) zu beteiligen.

Bereits heute kann der Bundesrat Dritte mit Aufgaben im Rahmen der Uberwachung
von Riickkehraktionen betrauen. Derzeit begleiten Beobachterinnen und Beobachter
der NKVF gestiitzt auf deren gesetzlichen Auftrag26 die Sonderfliige. In Zukunft
sollen auch die internationalen Riickkehreinsétze der Agentur durch Riickkehrbe-
obachterinnen und Riickkehrbeobachter begleitet werden. Die NKVF kann als
unabhingige Kommission aus rechtlicher Sicht nicht zur Begleitung dieser Riickehr-
aktionen verpflichtet werden. Deshalb soll die Mdglichkeit bestehen, dass auch
andere unabhingige Dritte diese Rolle iibernehmen konnen, sofern die NKVF dies
nicht selber kann. Das SEM soll hierzu entsprechende Vereinbarungen abschliessen
konnen (siche Art. 15g der Verordnung vom 11. August 199927 iiber den Vollzug
der Weg- und Ausweisung von auslédndischen Personen, VVWA). Da es sich jedoch

25 SR 172.220.111.3

26 Bundesgesetz vom 20. Mérz 2009 iiber die Kommission zur Verhiitung von Folter
(SR 150.1)

27 SR 142.281
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nur um einzelne Kurzeinsétze handelt, beabsichtigt das SEM, die Modalititen und
Abldufe gemeinsam mit denjenigen fiir das Monitoring der nationalen Sonderfliige
zu regeln.

4.2 Auswirkungen auf die Kantone

4.2.1 Auswirkungen im Grenzkontrollbereich

Die Kantone sind generell an der Anwendung des SAA und den Aufgaben und
Kosten fiir die Umsetzung der Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands
insbesondere im polizeilichen Bereich beteiligt. Alle Grenzkantone haben die Erfiil-
lung bestimmter polizeilicher Aufgaben an der Grenze oder im Grenzbereich dem
GWK {iibertragen. An den meisten Zollflugplitzen und den Flughdfen Bern und
Ziirich wird die Personenkontrolle jedoch durch die Kantonspolizei — getrennt von
der Kontrolle des grenziiberschreitenden Warenverkehrs durch die EZV — vorge-
nommen. Flughédfen mit Destinationen von und nach Léndern ausserhalb des Schen-
gen-Raums gelten als Schengen-Aussengrenze.

Kantone, die internationale Flughidfen und damit Aussengrenzen aufweisen, konnten
potenziell von Schwachstellenbeurteilungen betroffen sein. Theoretisch kdnnte auf
ihrem Gebiet auch eine Sofortmassnahme stattfinden; wie bereits dargelegt, ist dies
aber nur theoretisch der Fall, da Sofortmassnahmen nur in Ausnahmesituationen und
mit Zustimmung des betroffenen Schengen-Staats erfolgen kdnnen und die Schweiz
keine See- oder Landaussengrenzen aufweist.

4.2.2 Auswirkungen im Riickkehrbereich

Ein Teil der fiir die Riickkehraufgaben bendtigten personellen Ressourcen muss
seitens der Kantone zur Verfligung gestellt werden. Dies betrifft die polizeilichen
Begleitpersonen, die bei Riickkehraktionen eingesetzt werden.

In Bezug auf die Mitarbeiterinnen und des SEM ist die Anzahl der fiir diese Auf-
gabe benoétigten Personen sowie deren Einsatzdauer vom aktuellen Migrationsdruck
auf die europdischen Aussengrenzen abhingig; er wird deshalb jdhrlich bilateral
zwischen den einzelnen Staaten und der Agentur festgelegt.

Die Kantone werden im Hinblick auf diese Verhandlungen jeweils mit einbezogen.
Der Bund geht davon aus, dass die Schweiz fiir den Begleiterpool etwa 25 kantonale
Polizeibeamte zur Verfiigung stellen muss, die jahrlich gesamthaft flir maximal
750 Einsatztage entsendet werden miissen.

Die betreffenden personellen Ressourcen miissen auf Ersuchen der Agentur innert
dreier Wochen verfiigbar sein. Sollte sich die Schweiz jedoch in einer Ausnahmesi-
tuation befinden, welche die Erfiillung nationaler Aufgaben erheblich beeintrachtigt,
kann das betreffende Ersuchen abgelehnt werden.
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Die Spesen, die den polizeilichen Begleitpersonen im Rahmen der Einsétze entste-
hen, werden wie bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des SEM vollstindig
durch die Agentur ibernommen. Der Lohn ist nicht Bestandteil der von der Agentur
iibernommen Kosten.

Der Bund richtet ebenfalls keinen Lohn aus. Er mdchte jedoch den Kantonen die
erbrachten Leistungen vergiiten. Hierzu tiberpriift er, ob die internationalen Einsitze
im Bereich der Riickkehr vergiitet werden konnen, wie das heute bereits Artikel 58
der Asylverordnung 2 auf nationaler Ebene vorsieht. Dadurch wiirden dem Bund
Kosten von jéhrlich maximal 0,3 Millionen Franken entstehen. Die betreffenden
Kosten konnen durch den Vollzugskredit des SEM abgedeckt werden.

Der Bund beabsichtigt, die konkreten Abldufe im Hinblick auf die Entsendung von
kantonalen Polizeibeamten in einer Vereinbarung zwischen dem EJPD und der
KKJPD zu regeln.

5 Gesetzliche Anpassungen

51 Auslindergesetz

Artikel 71 des AuG regelt die Unterstiitzung der Vollzugsbehorden durch den Bund.
Er ermichtigt das EJPD, die mit dem Vollzug der Weg- oder Ausweisung von
Auslinderinnen und Auslédndern betrauten Kantone zu unterstiitzen. Der Artikel gilt
nur fiir von der Schweiz ausgeschaffte Personen. Er regelt ausschliesslich die inter-
nen Zusténdigkeiten bei der Weg- oder Ausweisung von Ausldnderinnen und Aus-
lindern. Die Ubernahme der neuen Verordnung hat keine Auswirkungen auf diesen
Artikel.

Artikel 71a AuG regelt die Uberwachung von Ausschaffungen und delegiert die
Regelung des Verfahrens und der Zustindigkeiten zur Uberwachung von Ausschaf-
fungen an den Bundesrat. Dieser Artikel gilt nur fiir Ausschaffungen aus der
Schweiz, unabhéngig davon, ob diese mit schweizerischen Fliigen oder mit europii-
schen Sammelfliigen durchgefiihrt werden. Er findet keine Anwendung bei Riick-
fihrungsaktionen aus dem Ausland von Personen, die sich nicht in der Schweiz
aufgehalten haben. Er muss nun auch fiir kiinftige internationale Einsdtze der
Schweiz im Riickkehrbereich gelten, weshalb der neue Artikel 71abis eingefiigt
wurde (siehe Erlduterung zu Art. 71abis unten).

Neu soll im AuG analog zu dem, was fiir die EZV gilt, vorgesehen werden, dass
Einsétze des SEM und der Kantone im Ausland im Rahmen von Riickkehraktionen
von Personen mit rechtswidrigem Aufenthalt im Schengen-Raum méglich werden.
Diese Aktionen dienen in erster Linie der Riickfiihrung von abgewiesenen Asylsu-
chenden mit Aufenthalt ausserhalb der Schweiz in ihr Herkunfts- und Heimatland
oder in ein sicheres Drittland unter anderem von Brennpunkten (Hotspot-Gebiete)
der EU aus. Aus diesem Grund wird ein neuer Artikel 71a in das AuG aufgenom-
men.

Ferner wird im Rahmen der vorliegenden Revision die Gelegenheit wahrgenommen,
einige Verweisungen auf den Schengener Grenzkodex im Gesetz nachzufiihren.
Betroffen von dieser rein redaktionellen Nachfiihrung, mit der keine materielle
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Rechtsénderung einhergeht, sind Artikel 7 Absatz 3, Artikel 64¢ Absatz | Buchsta-
be b und Artikel 64d Absatz 2 Buchstabe e AuG. In diesen Bestimmungen wird
aktuell noch auf eine alte Fassung des Schengener Grenzkodex (Verordnung (EG)
Nr. 562/200628) verwiesen, die nicht mehr in Kraft ist. In der Zwischenzeit wurde
diese durch eine neue konsolidierte Fassung (Verordnung (EU) 2016/39929) ersetzt
und in der Folge auch durch weiterer Verordnungen gedndert, zuletzt durch die
Verordnung (EU) 2017/45830. Alle diese Verordnungen hat die Schweiz als Weiter-
entwicklungen des Schengen-Besitzstands iibernommen.

Art. 7 Abs. 3

Die Verweisung auf den Schengener Grenzkodex wird aus Griinden der Transparenz
und Rechtssicherheit nachgefiihrt. Neu verweist Artikel 7 Absatz 3 auf die Arti-
kel 27, 28 und 29 des kodifizierten Schengener Grenzkodex (Verordnung EU)
2016/399). Die Fussnote wird mit dem Hinweis auf die letzte fiir die Schweiz mass-
gebende Fassung gemiss Verordnung (EU) 2017/458 ergénzt.

Art. 64c Abs. 1 Bst. b

Die Verweisung auf den Schengener Grenzkodex wird aus Griinden der Transpa-
renz und Rechtssicherheit nachgefiihrt. Neu verweist Artikel 64¢ Absatz 1 Buch-
stabe b auf Artikel 14 des kodifizierten Schengener Grenzkodex (Verordnung EU)
2016/399). Die Fussnote wird mit dem Hinweis auf die letzte fiir die Schweiz mass-
gebende Fassung gemiss Verordnung (EU) 2017/458 ergénzt.

Art. 64d Abs. 2 Bst. e

Die Verweisung auf den Schengener Grenzkodex wird aus Griinden der Transparenz
und Rechtssicherheit nachgefiihrt. Neu verweist Artikel 64d Absatz 2 Buchstabe e
auf Artikel 14 des kodifizierten Schengener Grenzkodex (Verordnung EU)
2016/399). Die Fussnote wird mit dem Hinweis auf die Verordnung (EU) 2017/458
erganzt.

Art. 71 Einleitungssatz

Im Einleitungssatz wird die Abkiirzung des Eidgendssischen Justiz- und Polizeide-
partements EJPD eingefiihrt.

Art. 71a Internationale Riickfiihrungseinsdtze

Der bisherige Artikel 71a AuG muss auch fiir internationale Riickfiihrungsaktionen
gelten, weshalb ein neuer Artikel 71abs AuG hinzugefligt wird.

Abs. 1

Diese Bestimmung hilt den Grundsatz fiir Einsétze des SEM und der Kantone im
Rahmen von Riickkehraktionen der Agentur fest.

28 ABI. L 105 vom 13.4.2006, S. 1
29 ABIL. L 77 vom 23.3.2016, S. 1
30 ABIL L 74 vom 18.3.2017,S. 1
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Das SEM und die Kantone haben fiir die internationalen Riickfithrungsaktionen das
entsprechende Personal fiir den Pool von Begleitpersonal fiir die Riickkehr (Art. 30)
und Riickkehrsachverstidndige (Art. 31) bereitzustellen. Dabei handelt es sich einer-
seits um speziell ausgebildete polizeiliche Begleitpersonen der Kantone und ande-
rerseits um Riickfithrungsspezialistinnen und -spezialisten des SEM.

Die europdischen Riickkehrteams werden von der Agentur als Unterstiitzung auf
Ersuchen eines Schengen-Staates in einer schwierigen Riickehrsituation entsandt
(Riickkehrteams; Art. 32 und 33).

Abs. 2

Zur Sicherstellung der in Absatz 1 vorgesehenen internationalen Massnahmen
erméchtigt Absatz 2 das EJPD zum Abschluss von Vereinbarungen mit der Agentur
auf dem Gebiet der Einsdtze des Personals des SEM und der Kantone fiir internatio-
nale Riickkehraktionen.

Werden Dritte als Sachverstindige fiir das Monitoring der internationalen Riick-
kehraktionen eingesetzt, umfassen diese Vereinbarungen auch sie.

Diese internationalen Abkommen sind vorwiegend technischer Natur; sie regeln
unter anderem den Status des Personals, das an Einsédtzen im Rahmen der operativen
Zusammenarbeit teilnimmt.

Abs. 3

Die Einzelheiten der Bereitstellung von Polizeiangehdrigen durch die Kantone und
die finanziellen Abgeltungen werden in einer Vereinbarung zwischen dem Bund und
den Kantonen festgelegt. So sieht Absatz 3 vor, dass die Modalitéten dieser Einsétze
zwischen dem EJPD und den Kantonen vereinbart werden.

Art. 71abis Uberwachung von Ausschaffungen und internationalen
Riickfithrungseinsétzen

Das heutige Monitoring der Artikel 71a AuG sowie 154 und 15/ VVWA muss
auch fiir die Bereitstellung von internationalen Riickkehrbeobachterinnen und
-beobachtern gelten.

Abs. 1

Dieser Absatz sieht vor, dass der Bundesrat das Verfahren und die Zusténdigkeiten
nicht nur im Bereich der Uberwachung der Ausschaffungen, sondern auch der
internationalen Riickfiilhrungsaktionen regelt. Die vom Bundesrat in der VVWA
vorgesehenen Regelungen werden entsprechend anzupassen sein.

Abs. 2

Mit diesem Absatz kann der Bundesrat auf dem Verordnungsweg Dritte mit der
Aufgabe betrauen, auch internationale Riickkehraktionen im Rahmen der Agentur zu
begleiten.

Heute begleiten Beobachterinnen und Beobachter der NKVF die Sonderfliige. Dies
entspricht den Vorgaben der Riickfiihrungsrichtlinie, die ein unabhingiges und
wirksames System fiir das Riickflihrungsmonitoring vorsieht.
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Art. 100 Abs. 5

Die in Artikel 71 eingefiihrte Abkiirzung des Eidgendssischen Justiz- und Polizeide-
partements EJPD ist auch in diesem Artikel nachzufiihren.

5.2 Bundesgesetz iiber die kriminalpolizeilichen
Zentralstellen des Bundes und gemeinsame Zentren
fiir Polizei- und Zollzusammenarbeit mit anderen
Staaten

Artikel 5 des Bundesgesetzes vom 7. Oktober 199431 {iber die kriminalpolizeilichen
Zentralstellen des Bundes und gemeinsame Zentren fiir Polizei- und Zollzusammen-
arbeit mit anderen Staaten (ZentG) soll dahingehend ergénzt werden, dass Polizei-
verbindungsleute des Bundesamtes fiir Polizei (fedpol) mit Aufgaben von Verbin-
dungspersonen der EZV nach Artikel 92 ZG betraut werden konnen (Abs. 1Vis). Die
Anderung hat keinen direkten Zusammenhang mit der zu genehmigenden Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstandes.

Der Einsatz von Personal im Ausland ist aufwendig und kostspielig. Aus diesem
Grund gilt es, Synergien zu nutzen. Die Netzwerke von fedpol und der EZV sollen
durch eine Verstirkung der Kooperation zugunsten aller Sicherheitsbehdrden der
Schweiz umfassender und flexibler nutzbar gemacht werden.

Die Mandatierung erfolgt im Einvernehmen mit der EZV fiir eine bestimmte Funkti-
on und einen festgelegten Zeitraum durch fedpol und auch nur, sofern die Ressour-
cen der EZV dies zulassen.

Das Gegenstiick dieser Regelung ist eine entsprechende Ergénzung im Zollgesetz.

Wichtiges Arbeitsinstrument der Polizeiverbindungsleute wie der Verbindungsper-
sonen der EZV ist der Zugriff auf die jeweiligen Informationssysteme. In diesen
werden (auch) besonders schiitzenswerte Personendaten bearbeitet. Mit der nun
vorliegenden Neuregelung auf formell-gesetzlicher Ebene ist den Anforderungen
von Artikel 19 Absatz 3 des Datenschutzgesetzes vom 19. Juni 199232 entsprochen.

Durch die gemeinsame Wahrung der Aufgaben lassen sich inskiinftig nicht nur
Synergien zwischen den beiden betroffenen Bundesdmtern verstirkt nutzen, sondern
auch Kosten einsparen. Insgesamt ist durch die verstirkte Zusammenarbeit ein
operativer Mehrwert zu erwarten.

31 SR 360
32 SR 235.1
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5.3 Zollgesetz

Die Mitwirkung der EZV an Einsdtzen im Ausland und die Méglichkeit, dass der
Bundesrat volkerrechtliche Zusammenarbeitsvertrige mit der Agentur abschliessen
kann, sind bereits im Zollgesetz vom 18. Méarz 200533 (ZG) enthalten. Die neue
Verordnung erfordert jedoch eine Prézisierung des ZG hinsichtlich der Bereitstel-
lung von Material flir die Agentur sowie eine formelle Anpassung bei der Bezeich-
nung der Agentur.

Aufgrund der Namensénderung der Agentur muss auch der Verweis im ZG ange-
passt werden. Um eine weitere Anpassung des ZG bei einer kiinftigen Namensande-
rung der Agentur zu vermeiden, soll neu nicht mehr die namentliche Bezeichnung
der Agentur verwendet, sondern allgemein auf die fiir die Uberwachung der Schen-
gen-Aussengrenzen zustindige Agentur der Europdischen Union verwiesen werden.

Art. 92

Der Artikel erhélt eine neue Sachiiberschrift. Es geht nicht nur um internationale
Massnahmen, sondern um Einséitze im Ausland.

Abs. 1 und 2

Die Absitze 1 und 2 bleiben unverdndert. Die EZV kann im Rahmen internationaler
Massnahmen bei Einsdtzen im Ausland mitwirken, wobei der Einsatz fiir das Perso-
nal der EZV freiwillig ist.

Abs. 3

Zwar war schon in der Frontex-Botschaft34 die Moglichkeit festgehalten, dass die
Schweiz der Agentur Material zur Uberwachung der Grenze zur Verfiigung stellt,
aber ohne diese in Artikel 92 Absatz 3 ZG ausdriicklich zu erwdhnen. Die Agentur
soll nun explizit genannt werden.

Ausserdem soll in der deutschen Fassung analog zur franzdsischen und italienischen
«Zollgrenze» durch «Grenzey ersetzt werden.

Abs. 4

Absatz 4 hat keinen direkten Zusammenhang mit der zu genehmigenden Weiterent-
wicklung des Schengen-Besitzstandes. Mit der Bestimmung soll eine Rechtsgrund-
lage geschaffen werden, damit die EZV Verbindungspersonen im Ausland einsetzen
kann, was sie heute bereits tut. Zurzeit sind insgesamt drei Verbindungspersonen der
EZV im Ausland eingesetzt, ndmlich je eine auf bilateraler Ebene in Deutschland
(Berlin) sowie bei Frontex und beim Europiischen Polizeiamt (Europol).

Der Einsatz von Verbindungspersonen ist ein wichtiges Element der internationalen
Zusammenarbeit, die fiir die EZV unabdingbar ist. Die Verbindungspersonen der

33 SR 631.0

34 Vgl. Botschaft vom 13. Februar 2008 iiber die Genehmigung und Umsetzung der Noten-
austausche zwischen der Schweiz und der Europiischen Gemeinschaft betreffend die
Ubernahme der Verordnung zur Errichtung von FRONTEX und der RABIT-Verordnung,
BB12008 1455.
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EZV, darunter fallen nicht nur Verbindungsoffiziere des GWK, sondern auch Ver-
treterinnen und Vertreter des zivilen Zolls, nehmen insbesondere drei Hauptaufga-
ben wahr:

—  Sammeln strategischer, taktischer und operativer Informationen;
—  Informationsaustausch;
—  Zusammenarbeit im Bereich der Amts- und Rechtshilfe;

Soweit sich der Informationsaustausch auf Personendaten bezieht, richten sich Inhalt
und Voraussetzungen der auszutauschenden Informationen nach den jeweiligen
volkerrechtlichen Vertrdgen, namentlich nach den Abkommen iiber die Zusammen-
arbeit im Sicherheitsbereich oder den Amtshilfeabkommen im Zollbereich (vgl.
Art. 113 ZG).

Abs. 5

Absatz 5 ist das Gegenstiick zu Artikel 5 Absatz 1 des ZentG. Danach sollen
Verbindungsleute der EZV mit Aufgaben von Polizeiverbindungsleuten betraut
werden konnen. Diese Anderung hat keinen direkten Zusammenhang mit der zu
genehmigenden Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes.

Die Mandatierung erfolgt im Einvernehmen mit fedpol fiir eine bestimmte Funktion
und einen festgelegten Zeitraum durch die EZV und auch nur, sofern die Ressourcen
von fedpol dies zulassen.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in Ziffer 5.2 oben verwiesen.

Abs. 6

Statt der «Europdischen Agentur fiir die Zusammenarbeit an den Aussengrenzeny
soll neu auf die «fiir die Uberwachung der Schengen-Aussengrenzen zustindigen
Agentur der Europdischen Union» verwiesen werden. Neu erhélt der Bundesrat
gestiitzt auf die Delegationsklausel in Buchstabe ¢ die Befugnis, den Umfang der
Aufgaben nach Absatz 4 zu regeln.

Ausserdem soll in den Fussnoten von Artikel 92 Absétze 3 und 6 auf den neuen
Bundesbeschluss und die neue Verordnung verweisen werden.

5.4 Spitere Anpassung der Verordnung iiber die
operative Zusammenarbeit mit den anderen
Schengen-Staaten zum Schutz der Aussengrenzen
des Schengen-Raums

Die Verordnung vom 26. August 200933 iiber die operative Zusammenarbeit mit den
anderen Schengen-Staaten zum Schutz der Aussengrenzen des Schengen-Raums
(VZAG) soll an die durch die Verordnung eingefiihrten Neuerungen angepasst
werden. Diese Anderungen werden zu gegebener Zeit Gegenstand einer separaten
Vorlage des Bundesrats sein. Dabei wird insbesondere festzuhalten sein, dass das

35 SR 631.062
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GWK auch in Bezug auf alle Fragen beziiglich der Entsendung von Verbindungs-
personen (insbesondere Ansprechstelle nach Art. 12 Abs. 4 Bst. b der Verordnung)
zustindig ist sowie beziiglich der Schwachstellenbeurteilung und Entscheide im
Zusammenhang mit Situationen an den Aussengrenzen, in denen dringendes Han-
deln geboten ist, fiir die Zusammenarbeit mit der Agentur zusténdig ist.

6 Rechtliche Aspekte

6.1 Verfassungsmissigkeit

Die Verfassungsméssigkeit des Bundesbeschlusses iiber die Genehmigung des
Notenaustauschs zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der
Verordnung stiitzt sich auf Artikel 54 Absatz 1 der Bundesverfassung3¢ (BV), wo-
nach der Bund fiir die auswirtigen Angelegenheiten zustandig ist. Artikel 184 Ab-
satz 2 BV erméchtigt den Bundesrat, volkerrechtliche Vertrdge zu unterzeichnen und
zu ratifizieren. Die Bundesversammlung ist nach Artikel 166 Absatz2 BV fiir die
Genehmigung volkerrechtlicher Vertrdge zustdndig, sofern fiir deren Abschluss
nicht aufgrund von Gesetz oder volkerrechtlichem Vertrag der Bundesrat zustiandig
ist (siche auch Art. 24 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 200237 iiber
die Bundesversammlung [ParlG] und Art. 7a Abs. 1 des Regierungs- und Verwal-
tungsorganisationsgesetzes vom 21. Méarz 199738 [RVOG]), was im vorliegenden
Fall nicht zutrifft.

6.2 Erlassform

Wie bereits in Rahmen der Frontex-Botschaft dargelegt3, sieht die Teilnahme der
Schweiz an der Agentur keinen Beitritt zu einer Organisation fiir kollektive Sicher-
heit oder zu einer supranationalen Gemeinschaft vor. Der Bundesbeschluss iiber die
Genehmigung ist deshalb nicht dem obligatorischen Referendum nach Artikel 140
Absatz 1 Buchstabe b BV zu unterstellen.

Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d BV unterliegen volkerrechtliche Vertrige
dem fakultativen Referendum, wenn sie unbefristet und unkiindbar sind, wenn sie
den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen, wenn sie wichtige recht-
setzende Bestimmungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von
Bundesgesetzen erfordert.

Der Notenaustausch kann unter den Bedingungen nach den Artikeln 7 und 17 SAA
gekiindigt werden. Die Ubernahme der Verordnung sieht keinen Beitritt zu einer
internationalen Organisation vor (siehe Ziff. 2.2).

36 SR 101

37 SR 171.10

38 SR 172.010

39 BBI2008 1455 1475
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Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV unterliegen volkerrechtliche
Vertrige dem fakultativen Referendum, wenn sie wichtige rechtsetzende Bestim-
mungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen
erfordert. Nach Artikel 22 Absatz 4 ParlG sind unter rechtsetzenden Normen jene
Bestimmungen zu verstehen, die in unmittelbar verbindlicher und generell-abstrakter
Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zustindigkeiten festlegen. Als
wichtig gelten Bestimmungen, die auf der Grundlage von Artikel 164 Absatz 1 BV
in der Form eines Bundesgesetzes erlassen werden miissten.

Die vorliegend mittels Notenaustausch {ibernommene Verordnung enthélt wichtige
rechtsetzende Bestimmungen gegeniiber der bisherigen Regelung (gemeinsame
Verantwortung flir die Aussengrenzen, Entsendung von Verbindungspersonen, der
Schwachstellenbeurteilung, Sofortmassnahmen an den Aussengrenzen und Bildung
eines Soforteinsatzpools). Zudem bedingt die Ubernahme Anpassungen auf Geset-
zesstufe (vgl. Ziff. 4 vorstehend). Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung ist
deshalb dem Referendum nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV zu
unterstellen.

Die Bundesversammlung genehmigt volkerrechtliche Vertrige, die dem Referendum
unterliegen, in der Form eines Bundesbeschlusses (Art. 24 Abs. 3 ParlG).

6.3 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen
der Schweiz

Die Ubernahme der Verordnung und die damit verbundenen gesetzlichen Anpassun-
gen sind mit dem internationalen Recht vereinbar.

4193



BB12017

4194



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2017-06-26T14:00:10+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




